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Ursula Heinen

Arbeitswelt. Das ist das Kernproblem. Wir haben die
Vereinbarkeit von Familie und Beruf tatsächlich noch
nicht. An den Frauen – Gerda Hasselfeldt hat es erwähnt –
hängt die Organisation der Vereinbarkeit von Familie
und Beruf. Nur wenn die Unternehmen sich darauf ein-
stellen, familienfreundlichere Arbeitsplätze einzurich-
ten, haben wir eine Chance, dass es besser wird.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Das Land Nordrhein-Westfalen hat in Unternehmen
eine Umfrage über freiwillige Regelungen, die die Zu-
sammenarbeit vereinfachen, durchgeführt. Dabei ist he-
rausgekommen, dass gerade einmal 8,4 Prozent der Un-
ternehmen über flexible Arbeitszeitgestaltung verfügen.
Nur 4,6 Prozent bieten tatsächlich Teilzeitarbeit an. Tele-
heimarbeit gibt es nur bei 2,9 Prozent der Unternehmen.
Das sind große Probleme, die wir haben und an denen
wir arbeiten müssen.

Lassen Sie mich zum Schluss am Weltfrauentag ei-
nes sagen: Erst einmal danke ich allen Kolleginnen, die
mitgekämpft haben, dass es uns wesentlich besser geht
und dass wir auf das Thema aufmerksam machen. Es ist,
auch in den eigenen politischen Parteien, nicht immer
leicht, die Frauenthemen in den Mittelpunkt zu rücken,
Hartmut Koschyk.

(Heiterkeit bei der CDU/CSU – Hartmut
Koschyk [CDU/CSU]: Ich? Ich kämpfe doch
am meisten dafür!)

Aber ich denke, dass wir auf einem guten Weg sind.
Schließlich sollten wir heute am Weltfrauentag all den
Frauenministerinnen danken, die wir in diesem Land
hatten: angefangen bei Rita Süssmuth über Claudia
Nolte, Angela Merkel, Dr. Christine Bergmann und
Renate Schmidt bis hin zu Ursula von der Leyen, die ei-
nen nicht immer ganz einfachen Kampf führt, aber schon
viel für die Sache der Frauen in unserem Land erreicht
hat.

Danke schön.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und der Abg. Kerstin Müller
[Köln] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] –
Hartmut Koschyk [CDU/CSU]: Sie haben die
Frauentagsprämie verdient!)

Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Ich schließe die Aussprache.

Wir kommen zur Beschlussempfehlung des Aus-
schusses für Menschenrechte und Humanitäre Hilfe auf
der Drucksache 16/4499 zu dem Antrag der Fraktionen
der CDU/CSU und der SPD mit dem Titel „UN-Resolu-
tion 1325 – Frauen, Frieden und Sicherheit – konsequent
umsetzen“. Der Ausschuss empfiehlt, den Antrag auf
Drucksache 16/3501 anzunehmen. Wer stimmt für diese
Beschlussempfehlung? – Wer stimmt dagegen? – Wer
enthält sich der Stimme? – Dann ist diese Beschlussemp-
fehlung bei Enthaltung der Fraktion des Bündnisses 90/
Die Grünen angenommen.

Beim Tagesordnungspunkt 3 b geht es um die Be-
schlussempfehlung des Ausschusses für Familie, Senio-
ren, Frauen und Jugend auf der Drucksache 16/4524.
Der Ausschuss empfiehlt unter Nr. 1 seiner Beschluss-
empfehlung die Ablehnung des Antrags der Fraktion des
Bündnisses 90/Die Grünen auf Drucksache 16/712 mit
dem Titel „Gleichstellung auf dem Arbeitsmarkt ver-
wirklichen – Innovationshemmnis Männerdominanz be-
enden“. Wer stimmt für diese Beschlussempfehlung? –
Wer stimmt dagegen? – Wer enthält sich? – Die Be-
schlussempfehlung ist mit Mehrheit angenommen. 

Unter Nr. 2 seiner Beschlussempfehlung empfiehlt
der Ausschuss die Ablehnung des Antrags der Fraktion
der FDP auf Drucksache 16/832 mit dem Titel „Frauen-
politik – Gesellschaftlicher Erfolgsfaktor“. Wer stimmt
für diese Beschlussempfehlung? – Wer stimmt dage-
gen? – Wer enthält sich? – Die Beschlussempfehlung ist
gegen die Stimmen der FDP-Fraktion angenommen. 

Schließlich empfiehlt der Ausschuss unter Nr. 3 sei-
ner Beschlussempfehlung die Ablehnung des Antrags
der Fraktion Die Linke auf Drucksache 16/833 mit dem
Titel „Gleichstellungsgebot des Grundgesetzes auf dem
Arbeitsmarkt durchsetzen“. Wer stimmt für diese Be-
schlussempfehlung? – Wer stimmt dagegen? – Wer ent-
hält sich? – Die Beschlussempfehlung ist gegen die
Stimmen der Fraktion Die Linke angenommen. 

Interfraktionell wird die Überweisung der Vorlagen
auf den Drucksachen 16/3776, 16/4558 und 16/4555 an
die in der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vorge-
schlagen. Sind Sie damit einverstanden? – Das ist offen-
kundig der Fall. Dann sind die Überweisungen so be-
schlossen.

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 4 a bis 4 c sowie
Zusatzpunkt 4 auf:

4 a) Erste Beratung des von den Abgeordneten
Dr. Christel Happach-Kasan, Hans-Michael
Goldmann, Dr. Edmund Peter Geisen, weiteren
Abgeordneten und der Fraktion der FDP einge-
brachten Entwurfs eines … Gesetzes zur Ände-
rung des Gentechnikgesetzes

– Drucksache 16/4143 – 
Überweisungsvorschlag:
Ausschuss für Ernährung, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz (f)
Ausschuss für Wirtschaft und Technologie 
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
Ausschuss für Bildung, Forschung und 
Technikfolgenabschätzung

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten Ulrike
Höfken, Bärbel Höhn, Cornelia Behm, weiterer
Abgeordneter und der Fraktion des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN

Schutz von Mensch und Umwelt bei Freiset-
zungsexperimenten gewährleisten

– Drucksache 16/4556 – 
Überweisungsvorschlag:
Ausschuss für Ernährung, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz (f)
Ausschuss für Wirtschaft und Technologie 
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Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
Ausschuss für Bildung, Forschung und 
Technikfolgenabschätzung

c) Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Ernährung, Landwirt-
schaft und Verbraucherschutz (10. Ausschuss) zu
dem Antrag der Abgeordneten Ulrike Höfken,
Cornelia Behm, Bärbel Höhn, weiterer Abgeord-
neter und der Fraktion des BÜNDNISSES 90/
DIE GRÜNEN

Bei gentechnisch veränderten Pflanzen natio-
nales Recht auf Einfuhrverbote und Schutz-
maßnahmen nutzen

– Drucksachen 16/1176, 16/4574 – 

Berichterstattung:
Abgeordnete Dr. Max Lehmer 
Elvira Drobinski-Weiß 
Hans-Michael Goldmann 
Dr. Kirsten Tackmann 
Ulrike Höfken 

ZP 4 Beratung des Berichts des Ausschusses für Bil-
dung, Forschung und Technikfolgenabschätzung
(18. Ausschuss) gemäß § 56 a der Geschäftsord-
nung

Technikfolgenabschätzung (TA)

TA-Projekt: Grüne Gentechnik – transgene
Pflanzen der 2. und 3. Generation

– Drucksache 16/1211 – 
Überweisungsvorschlag:
Ausschuss für Bildung, Forschung und 
Technikfolgenabschätzung (f)
Ausschuss für Ernährung, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz
Ausschuss für Gesundheit 
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für
diese Aussprache wiederum eineinhalb Stunden vorge-
sehen. – Ich höre keinen Widerspruch. Dann ist es so be-
schlossen.

Ich bitte, den aufgrund des neuen Tagesordnungs-
punktes naheliegenden Schichtwechsel erstens mög-
lichst geräuschlos und zweitens möglichst zügig zu voll-
ziehen, damit die Redner die nötige Aufmerksamkeit
finden.

Ich eröffne die Aussprache und erteile das Wort zu-
nächst der Kollegin Dr. Christel Happach-Kasan für die
FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP)

Dr. Christel Happach-Kasan (FDP): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die

Kunst des Buchdruckens wurde zuerst in China entwi-
ckelt. Johannes Gutenberg – wir müssen uns das einge-
stehen – kam erst 500 Jahre später. In China setzte sich
die Buchdruckerkunst nicht durch; sie fand keinen
Markt. Warum? Weil die Menschen nicht lesen konnten.
Genauso geht es zurzeit der Grünen Gentechnik. Die
Menschen verstehen ihre Vorteile nicht. Das Bild, das ich

Ihnen gezeichnet habe, ist stimmig. Es stammt aus einer
Rede des SPD-Europa-Abgeordneten Rolf Linkohr. 

(Beifall bei der FDP)

Weiter führt er aus: „Doch mit jeder Protestbewegung
verlor Deutschland Zeit und Kompetenz in Schlüsselbe-
reichen der Technik.“ Genau dies wollen wir als FDP
verhindern.

(Beifall bei der FDP – Ulrich Kelber [SPD]:
Das stimmt! Die FDP hat ganz lang die erneu-
erbaren Energien verhindert!)

Der Grünen Gentechnik wird mit Zweifeln begeg-
net. Das ist bei Innovationen nicht ungewöhnlich; aber
in Deutschland ist es besonders stark ausgeprägt. Eine
Studie der Deutschen-Telekom-Stiftung hat ergeben,
dass das gesellschaftliche Klima in Deutschland beson-
ders innovationsfeindlich ist. Unter zwölf Nationen neh-
men wir Platz 10 ein. Es ist eine politische Aufgabe, in
Kenntnis der gesellschaftlichen Erfordernisse dieser In-
novationsscheu zu begegnen.

(Beifall bei der FDP)

Wir als FDP nehmen die vorhandenen Zweifel gegen-
über der Grünen Gentechnik ernst. 

(Ulrike Höfken [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist ja zum Lachen!)

Zweifel ernst zu nehmen, heißt nicht, Ängste zu bestäti-
gen, für die es keinen nachvollziehbaren Grund gibt.

(Beifall bei der FDP)

Zweifel ernst zu nehmen, heißt, Aufklärungsarbeit zu
leisten. Das tun wir. 

(Vorsitz: Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt)

Wenn wir den Kern der Zweifel gegenüber der Grü-
nen Gentechnik einmal genauer untersuchen, dann sto-
ßen wir ausschließlich auf theoretische Überlegungen,
aber nicht auf Tatsachen. Es gibt keine Tatsachen, die
gegen den Anbau von gentechnisch veränderten Sorten
sprechen. 

(Ulrike Höfken [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Für Sie! – Ulrich Kelber [SPD]: Wie
kann man nur so arrogant sein?)

Zugelassene gentechnisch veränderte Sorten sind sicher
und vielfach anderen Sorten überlegen. Sie sind somit
gentechnisch verbessert.

(Ulrike Höfken [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Da ist der Wunsch der Vater des Ge-
dankens!)

Herr Kollege Kelber, wenn Sie Zweifel an der Arbeit
der Zulassungsbehörden der Bundesrepublik Deutsch-
land und an der EFSA haben, dann sind Sie als Regie-
rungspartei gefordert, etwas an der Struktur der Behör-
den und am gesetzlichen Verfahren zu ändern. Sie
können aber nicht einfach nur herummotzen.

(Beifall bei der FDP – Lachen bei der SPD –
Ulrich Kelber [SPD]: Reden wir nicht gerade
über die Gesetzesnovelle?)
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Es ist im Übrigen nicht überraschend, dass kontinu-
ierlich seit elf Jahren von Jahr zu Jahr mehr gentechnisch
verbesserte Pflanzen angebaut werden. Inzwischen ge-
schieht dies auf über 100 Millionen Hektar. Dies ent-
spricht dreimal der Ackerfläche von Deutschland. 

(Peter Bleser [CDU/CSU]: Mehr! Zehnmal! – Ulrich 
Kelber [SPD]: In wie vielen Ländern?)

Nehmen Sie zur Kenntnis: Gentechnisch veränderte
Pflanzen sind ein Erfolgsmodell. Wir von der FDP wol-
len die Nutzung gentechnisch veränderter Pflanzen für
Verbraucherinnen und Verbraucher genauso wie für
Landwirte. 

Deswegen legen wir eine Novelle zum Gentechnikge-
setz vor. Unser Gesetzentwurf schafft Rechtssicherheit;
das ist das erste Gebot. Die Forschung wird erleichtert;
das fordern Sie von der Koalition. Die Bürokratie wird
abgebaut; auch das fordern Sie. Die Felder der Land-
wirte, die in den Regionen des Maiszünslers Bt-Mais an-
bauen wollen, werden geschützt. Auch das steht in Ihrem
Eckpunktepapier. 

(Ulrich Kelber [SPD]: Das ist das Einzige, was 
vernünftig ist!)

Gleichzeitig wird der hohe Schutz von Natur und Um-
welt erhalten. 

Nutzen für die Umwelt bringt die Stärkekartoffel;
Umweltminister Gabriel hat es hier im Plenum gesagt.
Nutzen für Natur und Umwelt bietet der Bt-Mais, so das
Bayerische Umweltministerium. Schauen wir in die
Schwellenländer: Dort helfen gentechnisch veränderte
Pflanzen, die Armut zu mindern. 

(Ulrike Höfken [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Oh ja! Und wie!)

– Ja, es ist so. Nehmen Sie die Ergebnisse der Universi-
tät Hohenheim zur Kenntnis! Dann wissen Sie es. 

Die Verzögerung der Zulassung der Stärkekartoffel ist
ärgerlich, aber sachlich unbegründet. 

(Ulrike Höfken [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: In was für einer Welt leben Sie eigent-
lich? – Ulrich Kelber [SPD]: Sachlich unbe-
gründet?)

– Sie ist sachlich unbegründet. Sie wissen, der np-II-
Marker ist bewährt und in vielen anderen Konstrukten
ebenfalls enthalten. Eine Verzögerung ist sachlich völlig
unbegründet. 

(Ulrich Kelber [SPD]: Haben Sie die Studie
der Weltgesundheitsorganisation gelesen? –
Nein, haben Sie nicht!)

– Ich habe alle Studien gelesen. Es ist schlicht falsch,
was Sie da behaupten. 

(Beifall bei der FDP)

Sie machen Stimmung, und Sie werden Ihrer Aufgabe
nicht gerecht. 

(Ulrike Höfken [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das war aber die Weltgesundheitsorga-

nisation! – Ulrich Kelber [SPD]: Es war die
WHO!)

– Die WTO hat etwas zu Kanamycin gesagt. 

(Zurufe von der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Die WHO!)

– Ich weiß, die WHO hat etwas dazu gesagt. Trotzdem
ist die Kritik nicht gerechtfertigt. 

(Lachen bei der SPD, der LINKEN und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

– Nehmen Sie doch einfach einmal Studien zur Kennt-
nis. Sie wissen ganz genau, dass wir auf 100 Millionen
Hektar Flächen, auf denen gentechnisch veränderte
Pflanzen angebaut wurden, keinerlei Schwierigkeiten
und keinerlei Probleme gehabt haben, die über andere
Probleme hinausgehen. Das wissen Sie. Nehmen Sie es
endlich zur Kenntnis! 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

Nehmen Sie auch zur Kenntnis, dass die Deutsche
Forschungsgemeinschaft Ihr Eckpunktepapier massiv
kritisiert hat! Nehmen Sie weiterhin zur Kenntnis, dass
die Industriegewerkschaft Bergbau, Chemie, Energie die
Grüne Gentechnik befürwortet. Hubertus Schmoldt
sagte – orientieren Sie sich bitte schön auch einmal an
der Weisheit der Gewerkschaften –: 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP – René
Röspel [SPD]: Wenn die FDP die Weisheit der
Gewerkschaften rühmt!)

Die Gentechnik, also auch die grüne Gentechnik,
zählt zu den ganz wichtigen Zukunftsbranchen.
Deutschland darf hier international den Anschluss
nicht verlieren …

(Beifall bei der FDP – René Röspel [SPD]: Die 
FDP als neue Gewerkschaftsfreunde!)

Hubertus Schmoldt weiß, dass Deutschland schon
einmal eine Zukunftschance in den Wind geschlagen hat.
Das war die Sache mit dem Humaninsulin. 1982 wurde
es zugelassen; aber erst 1998 wurde die entsprechende
Fabrik eingeweiht. Im selben Jahr sagten die Grünen in
ihrem Programm: 

Gentechnologie ist eine genetische Umweltver-
schmutzung. 

Das ist totaler Quatsch, liebe Kolleginnen und Kollegen
von den Grünen. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Innovationen sind wie Äpfel; sie bleiben nicht ewig
frisch. Deutschland hat seine führende Position in der
Pharmazie verloren. Dies hat seine Ursache auch in der
mangelnden Weitsicht politischer Entscheidungsträ-
ger, zum Beispiel in der eines Joseph Fischer. 

Der Staatssekretär im Forschungsministerium fordert
auf öffentlichen Veranstaltungen „politische Führung“,
das Werben um Akzeptanz für die Grüne Gentechnik.
Aber wo bleibt die politische Führung dieser Bundesre-
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gierung, wenn es zum Beispiel um Freisetzungsversuche
in Gatersleben geht, die forschungspolitisch sinnvoll
sind? Wo bleiben Ihre Richtigstellungen, wenn Verbände
absoluten Unsinn behaupten? Ich vermisse diese. Sie re-
den viel und handeln überhaupt nicht. 

(Beifall bei der FDP – Ulrich Kelber [SPD]: 
Unglaubliche Unterstellung!)

Bei der Grünen Gentechnik sitzen CSU und Grüne in
einem Boot. Lakritz und Spinat traut vereint an der
Pinne; das kann nicht gut gehen. Diese Fahrt führt ins
Schilf. Die flammenden Plädoyers der CSU zur Grünen
Gentechnik haben wir alle noch im Ohr, zum Beispiel
die Forderung von Gerda Hasselfeldt

(Paul Lehrieder [CDU/CSU]: Die hört zu!)

nach einer Novellierung des Gentechnikgesetzes sofort
nach Übernahme der Regierung. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

Franz Müntefering hat hier im Parlament gesagt, es
sei unfair, die Politik an Wahlversprechen zu messen. Da
hat er für die CSU gleich mitgesprochen. Doch genau
diese Schnoddrigkeit, liebe Kolleginnen und Kollegen
von CSU und der SPD, 

(Julia Klöckner [CDU/CSU]: Das haben wir 
nicht gesagt!)

wenn also Aussagen vor der Wahl nach der Wahl verges-
sen sind, untergräbt die Glaubwürdigkeit der Politik. 

„Wir können es uns nicht mehr leisten, die Gentech-
nik wie eine heiße Kartoffel vor uns herzuschieben“,
sagte der SPD-Vorsitzende Kurt Beck auf dem Braun-
schweiger Kreisbauerntag. Er hat selten so viel Beifall
von Bauern bekommen wie auf diesem Kreisbauerntag.
Hören Sie ihm zu! 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP) 

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Frau Kollegin, ich muss Sie an Ihre Redezeit erin-

nern.

Dr. Christel Happach-Kasan (FDP): 
Ich komme zum Schluss. 

Der Umgang mit Innovationen ist eine Herausforde-
rung für eine alternde Gesellschaft. Innovationsfeindli-
che Politik ist immer auch mittelstandsfeindlich. Denn
mit den jungen Akademikerinnen und Akademikern ver-
lassen Menschen das Land, deren Wissen uns fehlt, die
hier Aufträge vergeben und den Mittelstand tragen könn-
ten.

Ich bin froh, dass die FDP-Bundestagsfraktion mit der
Vorlage ihres Gesetzentwurfes Bewegung in die Debatte
gebracht hat. Ohne unseren Antrag gäbe es heute noch
kein Eckpunktepapier der Bundesregierung. Ich fordere
die Regierung auf zu handeln, wie sie es den Menschen
im Koalitionsvertrag versprochen hat: für mehr Anwen-
dung der Grünen Gentechnik in Forschung und Land-
wirtschaft. – Ich danke für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der FDP – Zuruf vom BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN: Die Menschen wollen
das nicht!)

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Nächster Redner ist der Parlamentarische Staatssekre-

tär Dr. Peter Paziorek.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Dr. Peter Paziorek, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Ernährung, Landwirtschaft und Verbrau-
cherschutz:

Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kol-
legen! Ich weiß nicht, verehrte Kollegin Happach-
Kasan, ob ich es eben richtig verstanden habe; aber ich
meine, in Ihrem letzten Satz hätten Sie gesagt, die Bun-
desregierung habe noch kein Eckpunktepapier vorgelegt. 

(Dr. Christel Happach-Kasan [FDP]: Das habe
ich nicht gesagt! Wir haben Sie auf den Weg
gebracht! – Lachen bei der SPD)

– Ach so. – Also zur Klarstellung: Die Bundesregierung
hat am 28. Februar 2007 das Eckpunktepapier zur wei-
teren Novellierung des Gentechnikrechts verabschiedet.
Dieses Eckpunktepapier stellt einen ausgewogenen
Kompromiss dar, der die unterschiedlichen Bewertungen
aus politischer und wissenschaftlicher Sicht aufgreift.

(Ulrike Höfken [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Vielleicht hast du das noch gar nicht
verstanden! – Dr. Christel Happach-Kasan
[FDP]: Die CSU zweifelt das an!)

Ich glaube, dass dieses Eckpunktepapier damit auch
eine politische Antwort auf diese Bewertungen gibt. Die
Bundesregierung hat im Vorfeld der Verabschiedung die-
ses Eckpunktepapiers einen breiten Dialogprozess
durchgeführt. Alle Interessengruppen sind angesprochen
worden, ganz bewusst auch, um die Risiken, aber auch
die Chancen der Gentechnik in einem solchen Eckpunk-
tepapier aufzugreifen.

Was muss bei einem solchen Abwägungsprozess be-
rücksichtigt werden? Ich stelle diese Frage, Frau
Happach-Kasan, ganz bewusst an den Anfang meiner
Ausführungen. Denn wir müssen natürlich aufpassen.
Sie haben in der Begründung zu Ihrem Gesetzentwurf ei-
nen zentralen Satz geschrieben, den ich in dieser Form
nicht unterschreiben möchte. Er lautet: Über die Einfüh-
rung der Gentechnik entscheidet der Markt. 

In diesem Zusammenhang stellt sich die Frage, ob der
Markt allein die Kriterien in ausreichendem Umfang zur
Verfügung stellt, um die Gentechnik wirklich verantwor-
tungsbewusst einzuführen. In diesem Punkt gibt es einen
entscheidenden Unterschied zwischen uns und Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Was sind also solche Abwägungskriterien?

(Zuruf des Abg. Hans-Michael Goldmann 
[FDP])
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– Ich will gerade den Prozess darstellen, Herr
Goldmann. Sie haben das auch angesprochen. 

Wir müssen die Bedenken der Bevölkerung hinsicht-
lich der Einführung der Gentechnik ernst nehmen. Auf
der anderen Seite erklären viele Forschungseinrichtun-
gen, dass gentechnisch veränderte Pflanzen interessante
Perspektiven bieten können. In diesem Zusammenhang
werden die Bereiche Ernährung, Gesundheit und nach-
wachsende Rohstoffe angesprochen. In Bezug auf die
nachwachsenden Rohstoffe stellt sich zum Beispiel die
Frage, ob der Energiegehalt verbessert werden kann.
Wenn wir von Energiesicherheit sprechen, ist das eine
spannende Frage. Gibt es darauf eine Antwort?

(Hans-Michael Goldmann [FDP]: Ja, die gibt 
es!)

Im Bereich der Umweltpolitik stellt sich zum Beispiel
die Frage, ob man mittels der Gentechnik Pflanzen ent-
wickeln kann, die uns helfen, die Probleme bezüglich
der Belastung der Böden zu lösen.

Mit anderen Worten: Es gibt in der Tat interessante
Perspektiven in diesem Bereich. Andererseits weiß nie-
mand, ob diese Chancen Realität werden können. Keiner
in diesem Saal will die Frage nach den Risiken vom
Tisch wischen. Deshalb muss man auch das ernst neh-
men.

Wenn Chancen und Risiken gegeben sind, stellt sich
doch die spannende Frage, welcher Weg gefunden wer-
den muss, um diese offenen Fragen zu beantworten. Ich
möchte im Folgenden Antworten zu drei Punkten geben,
nämlich Forschung, Wahlfreiheit der Verbraucherinnen
und Verbraucher sowie Haftung und Transparenz.

Ich sage ganz offen: Wer so an diese Fragen heran-
geht, nämlich Chancen und Risiken zu sehen, der muss
ein grundsätzliches Ja zur Forschung sagen, ein Ja zur
Sicherheitsforschung und natürlich auch ein Ja zur Ent-
wicklungsforschung, um die Chancen auszuloten.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Das bedeutet, wir brauchen auch Freisetzungen. Frei-
setzung bedeutet, nicht nur im Labor, sondern auch in
der Praxis zu schauen, ob das tatsächlich zu realisieren
ist.

Wenn ich mir den Antrag anschaue, den die Fraktion
des Bündnisses 90/Die Grünen vorgelegt hat, stelle ich
fest, dass dieser einen Grundtenor hat: überhaupt keine
Freisetzung, also auch keine Forschung draußen. Ich
muss klar und deutlich sagen: Dieser Antrag geht von
dem Grundsatz aus, dass man die Chancen überhaupt
nicht sehen will. Auch eine solche Position muss man,
wenn man verantwortungsvolle Politik macht, ablehnen.
Es wäre völlig falsch, schon jetzt alles abzuschreiben.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Deshalb, meine ich, müsste der Ansatz so gestaltet
werden, wie es die Koalition und die Bundesregierung in
ihrem Beschluss vom 28. Februar festgelegt haben. Wir
brauchen Forschung unter Sicherheitsaspekten, darüber
hinaus brauchen wir Forschung im Bereich der Entwick-
lung. Die dazugehörigen Verfahren müssen pragmatisch

umgesetzt werden. Die Bundesregierung hat sich im
Eckpunktepapier dafür ausgesprochen, ein weiteres Ge-
setz zur Änderung des Gentechnikrechtes auf den Weg
zu bringen, um zum Beispiel Verfahren der Freisetzung,
in denen genügend Sicherheitserfahrungen vorliegen,
einfach auszugestalten.

Mein zweites Stichwort, das für das Papier wesentlich
ist, ist der Grundsatz der langfristigen Einhaltung der
Wahlfreiheit der Verbraucherinnen und Verbrau-
cher. Ziel unserer Politik muss bleiben, allen tatsächlich
die Möglichkeit einzuräumen, auf gentechnikfreie Le-
bensmittel zurückzugreifen. Jeder muss selbst entschei-
den können, was er kaufen will. Wenn das so angepackt
wird, bedeutet das für die Produktion und Anwendung,
dass ganz bestimmte Koexistenzregeln verabschiedet
werden müssen; denn erst wenn die Koexistenz dieser
Bereiche möglich ist, kann der Verbraucher davon aus-
gehen, dass er tatsächlich wählen kann. Ich glaube, hier-
für haben wir einen guten Ansatz gefunden.

(Beifall bei der SPD)

Wir werden jetzt darangehen, die gute fachliche Pra-
xis bei der Erzeugung gentechnisch veränderter Pflanzen
in einer Rechtsordnung zu definieren. Hier stellt sich die
spannende Frage der Mindestabstände. Wir gehen da-
von aus, dass der Mindestabstand bei den beiden Anbau-
arten von Mais 150 Meter betragen soll. Aufgrund wis-
senschaftlicher Untersuchungen ist dieser Abstand
ausreichend, um für die nötige Sicherheit zu sorgen. Ich
denke, dass wir damit dem Bedürfnis nach Wahlfreiheit
verantwortungsbewusst nachkommen.

Der dritte Schwerpunkt des Eckpunktepapiers um-
fasst die Regelungen für Transparenz und Haftung.
Der Leitsatz des Eckpunktepapiers lautet: Die Betroffe-
nen informieren und Transparenz sichern. Die Betroffe-
nen wollen wissen, wann sie mit der Gentechnik in Be-
rührung kommen. Allerdings ist es – das muss man
deutlich sagen – in der Vergangenheit immer wieder zur
Zerstörung von Feldern mit gentechnisch veränderten
Pflanzen gekommen. Manche Felder, die zu Forschungs-
zwecken angelegt wurden, sind bewusst zerstört worden.
Das ist nicht richtig. So kann man nicht zur Ausgewo-
genheit kommen. Die rechtlichen Probleme, die damit
verbunden sind, will ich hier gar nicht erwähnen.

Die Nachbarn der GVO-Verwender werden vom An-
bau informiert. Im Standortregister soll in Zukunft nur
noch die Gemarkung angegeben werden. Ich sage das so
deutlich, weil dieser Aspekt in der Öffentlichkeit bisher
noch nicht berücksichtigt worden ist. Jeder soll aller-
dings die Möglichkeit erhalten, beim BVL eine Anfrage
über das konkrete Grundstück zu stellen, solange bei
ihm nicht Tatsachen den Verdacht begründen, dass die
Anfrage einer Feldzerstörung dienen soll. Mit anderen
Worten: Die Offenheit in dieser Frage ist gegeben. Wir
wollen alles tun, damit es zukünftig nicht zu Feldzerstö-
rungen kommt. Das muss an dieser Stelle politisch deut-
lich herausgestellt werden.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Bärbel Höhn [BÜNDNIS 90/
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DIE GRÜNEN]: Wenn Sie keine anderen Pro-
bleme haben!)

– Ihr Zuruf ist sehr interessant, Frau Höhn. Wenn sich
Ihr Zwischenruf „Wenn Sie keine anderen Probleme ha-
ben!“ auf meine Ausführungen bezieht, 

(Bärbel Höhn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Nein, auf Herrn Kelber!)

dann, muss ich sagen, haben Sie den falschen Ansatz.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Herr Staatssekretär, gestatten Sie eine Zwischenfrage

der Kollegin Höhn?

(Ulrich Kelber [SPD]: Sie hat auf einen Zwi-
schenruf von mir reagiert!)

Dr. Peter Paziorek, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Ernährung, Landwirtschaft und Verbrau-
cherschutz:

Ja, natürlich gern, schließlich habe ich sie direkt an-
gesprochen.

(Wolfgang Zöller [CDU/CSU]: Hat sie keine 
Redezeit?)

Bärbel Höhn (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Paziorek, ich möchte klarstellen, dass sich mein

Zwischenruf nicht auf Sie bezog, sondern auf den Kolle-
gen Kelber.

Dr. Peter Paziorek, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Ernährung, Landwirtschaft und Verbrau-
cherschutz:

Das nehme ich zur Kenntnis.

Bärbel Höhn (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Ich habe deutlich und klar gesagt, dass ich Feldzerstö-

rungen für nicht in Ordnung halte. Das war in der Ver-
gangenheit meine Position und wird auch in Zukunft
meine Position sein.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Dr. Peter Paziorek, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Ernährung, Landwirtschaft und Verbrau-
cherschutz:

Ich nehme das zur Kenntnis, danke.

Ein anderer Aspekt der Transparenz ist die Kenn-
zeichnung. Auf der Grundlage des Eckpunktepapiers
streben wir die Kennzeichnung aller Produkte an, die un-
ter Einsatz gentechnisch veränderter Organismen herge-
stellt worden sind. Damit würde einer von der Verbrau-
cherseite erhobenen Forderung nach mehr Transparenz
auch bei tierischen Produkten Rechnung getragen wer-
den. Das ist unsere Absicht. Es wäre vielleicht an dieser
Stelle schön, wenn Sie, Frau Höhn, das nachher in Ihrem
Redebeitrag auch einmal lobend erwähnen würden. Es

ist ganz klar, dass wir in dem Eckpunktepapier eine sol-
che Beschlusslage vorgenommen haben.

Eines sage ich aber auch deutlich: Diese Fragen müs-
sen europaweit gelöst werden. Es hätte keinen Zweck,
wenn wir diese Fragen nur national in Deutschland re-
geln würden. Aufgrund der Offenheit der Märkte würde
das nachher wieder ausgeklinkt werden.

Wir wollen natürlich die Haftungsregelung präzisie-
ren. Gerade das ist in der Presseberichterstattung der
letzten Tage ein ziemlich oft zitierter Punkt gewesen.
Hier muss man klar und deutlich sagen: Dazu gibt es in
der öffentlichen Diskussion viele Missverständnisse. Die
Haftungsfragen bei den Mangelfolgeschäden können nur
im Rahmen der Rechtsprechung, zum Beispiel auch der
obersten deutschen Gerichte, präzisiert werden. Das
heißt also: All das, was – auch von der rot-grünen Vor-
gängerregierung – mit der sogenannten gesamtschuldne-
rischen Haftung in dieser Frage vereinbart wurde, hat
zwar den Personenkreis der möglichen Haftenden ge-
klärt – mit all den umstrittenen Diskussionen hier im
Bundestag –, hat aber nicht ein neues Rechtsinstitut ge-
schaffen, mit dem weitere Haftungstatbestände bei Man-
gelfolgeschäden entwickelt werden könnten. Mit ande-
ren Worten: Hier wird sehr oft eine andere rechtliche
Position bei dem Begriff Haftung unterschoben, die in
der Diskussion bis jetzt nie eine rechtliche Relevanz ge-
habt hat. 

Um das noch einmal mit Öffentlichkeitswirkung nach
außen klarzustellen, haben wir in dem Eckpunktepapier
gesagt: Wir werden uns dieses Thema noch einmal vor-
nehmen und werden dazu auch einen Fachkongress
durchführen, um – ich habe am Anfang gesagt, es gibt
große Bedenken in der Öffentlichkeit – Informationspro-
zesse zu dieser Frage in Gang zu setzen und die Öffent-
lichkeit über den Streitstand zu informieren und sie mit-
zunehmen. Dadurch soll deutlich gemacht werden, was
überhaupt dahintersteckt, wenn hier die Haftungsfrage
kontrovers diskutiert wird.

Wenn man das so zusammenfasst, dann muss ich sa-
gen: Dieses Eckpunktepapier, dieser Beschluss der Bun-
desregierung ist ein verantwortungsbewusster Umgang
mit der öffentlichen Diskussion, aber auch mit den öf-
fentlichen Kriterien der Chancen und der Risiken. Die-
ses Papier stellt wirklich einen Ausgleich dar. Ich
glaube, wir können deshalb abschließend sagen: Wir
sind hier mit diesem Eckpunktepapier auf einem richti-
gen Weg; denn es werden die Interessen von Umwelt-
schutz, Gesundheitsschutz, Verbraucherinformation und
Forschungsförderung berücksichtigt. Damit wird dieses
Papier auch den Vorgaben des Koalitionsvertrages ge-
recht, die Gentechnik weiter zu fördern, aber mit Augen-
maß.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Nächste Rednerin ist die Kollegin Dr. Kirsten

Tackmann für die Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)
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Dr. Kirsten Tackmann (DIE LINKE): 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und

Kollegen! Liebe Gäste! Die vorliegenden Drucksachen
zu dieser Debatte weisen mit einer Ausnahme auf das ei-
gentliche zentrale Problem der Agrogentechnik hin,
nämlich dass gesundheitlichen und ökologischen Risi-
ken ein sehr strittiger Nutzen gegenübersteht. Nur der
Gesetzentwurf von der FDP blendet diese Tatsache aus
und setzt auf grenzenlosen Fortschritt. Aber das kennen
wir. Daher möchte ich mich mit dem Minister auseinan-
dersetzen – Herr Paziorek, da müssen Sie jetzt einmal
durch.

Es hat schon etwas Tragikomisches, liebe Kollegin-
nen und Kollegen: Da bin ich als Linke einmal in mei-
nem Leben ausnahmsweise der gleichen Meinung wie
der CSU-Generalsekretär, wie eine Bevölkerungsmehr-
heit in Bayern und wie die katholische Kirche – ich habe
zwar andere Gründe für die Ablehnung der Gentechnik,
aber immerhin –, und ausgerechnet dann verweigert der
zuständige Minister die Gefolgschaft und lässt in der
vergangenen Woche das Eckpunktepapier zur Agro-
gentechnikförderung, von dem schon die Rede war, im
Kabinett absegnen.

Um die Tragik noch zuzuspitzen: Die SPD-Ministe-
rinnen und -Minister lassen bei dieser Gelegenheit auch
noch ihre eigene Fraktion im Stich. Dabei wäre das Posi-
tionspapier der SPD-Fraktion vom Januar 2007 allemal
besser gewesen als das Seehofer’sche Lobbypapier.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN –
Ulrich Kelber [SPD]: Der zweite Teil der Aus-
sage stimmt!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der SPD, Sie wer-
den heldenhaften Widerstand aufbringen müssen, aber
Sie haben die Chance, Ihre Vertrauenswürdigkeit wie-
derherzustellen.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Aber machen wir doch einmal einen Glaubwürdig-
keitscheck beim Minister: Er betont immer wieder, dass
die sogenannte Koexistenz zwischen Anwendern und
Nichtanwendern der Agrogentechnik selbstverständlich
garantiert werden müsse, als Anwendungsvoraussetzung
geradezu. Es lohnt sich also ein prüfender Blick.

Bei der sogenannten Koexistenz geht es zum Beispiel
darum, mit welchen Maßnahmen man die Auskreuzun-
gen in das Erntegut des Nachbarn verhindern kann. Ich
denke zwar, dass es beim Mais andere, wichtigere Ver-
schleppungswege gibt, wie Resterntegut auf dem Acker,
Transport- und Verarbeitungswege usw. Aber zu diesen
Hauptrisiken sagt das Eckpunktepapier gar nichts; blei-
ben wir deswegen bei den Auskreuzungsgefahren. Wir
hatten im Oktober 2006 zu diesem Thema eine Anhö-
rung im Bundestagsausschuss. Einer der Experten war
Dr. Rühl von der Bundesforschungsanstalt für Landwirt-
schaft; das ist die Agrarressortforschungseinrichtung,
die die Politikberatung der Bundesregierung bei diesem
Thema leistet. Er stellte klar, dass für eine Festlegung
des Sicherheitsabstands zwischen Feldern, auf denen

gentechnisch veränderter Mais angebaut wird, und sol-
chen, auf denen konventioneller Mais angebaut wird, aus
seiner Sicht zurzeit noch keine ausreichende Datenbasis
verfügbar ist.

(Cornelia Behm [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Hört! Hört!)

Ich persönlich würde ohnehin auf internationale Erfah-
rungen verweisen, die dagegen sprechen, dass es so et-
was wie eine dauerhafte Koexistenz geben kann. Aber
ich will jetzt Dr. Rühl wortwörtlich zitieren:

Dafür brauchen wir mehrjährige Feldversuche. Aus
ein- oder zweijährigen Versuchen lässt sich … rela-
tiv schlecht etwas Abgesichertes ableiten. 

Das sagt also die fachlich zuständige Bundesforschungs-
anstalt zu den Voraussetzungen von politischen Ent-
scheidungen, die der Herr Minister jetzt kühn fällt. Die
gerade begonnene FAL-Studie ist auf fünf Jahre ange-
legt; wir werden die Ergebnisse also erst 2010 vorliegen
haben. Die einzig logische Konsequenz müsste dann
doch darin bestehen, im Sinne des Vorsorgeprinzips ein
Moratorium zu verhängen, die Feldversuche zeitweilig
auszusetzen.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Stattdessen übt sich der Minister kühn im Abschät-
zen: Er nimmt den fiktiven Wert von 100 Metern Ab-
stand, bei dem angrenzender Mais „nur noch ein biss-
chen“ verunreinigt werde. Anstatt die technische
Nachweisgrenze von 5 auf 100 000 Körner zum Maß-
stab zu machen, legt er fest, dass 9 von 1 000 Körnern in
konventionellem Mais gentechnisch verändert sein dür-
fen, ohne dass dafür jemand haftbar gemacht werden
könnte. Großzügig legt er seinerseits einen Sicherheits-
abstand von 50 Metern oben drauf, sodass er auf
150 Meter Abstand kommt. Diese ministerielle Herlei-
tung hat mindestens einen Haken: Sie widerspricht
schlicht den Expertenempfehlungen. Ich zitiere wieder,
was Dr. Rühl von der FAL in der Anhörung gesagt hat:

150 Meter beim Mais ist definitiv keine Garantie
dafür, dass ab diesem Punkt urplötzlich das Ganze
bei Null ist.

(Sylvia Kotting-Uhl [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ganz genau!)

Die EU schreibt ausdrücklich vor, dass Auskreuzungen
nur dann zulässig sind, wenn sie technisch unvermeidbar
oder zufällig sind. Aber wie kann etwas zufällig sein,
wenn die Bundesforschungsanstalt klar sagt, dass auch
jenseits der 150 Meter mit Auskreuzungen gerechnet
werden muss?

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN und des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Ulrike
Höfken [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Au-
ßerdem baut man nicht zufällig an!)

Um einen weiteren Beleg für die Willkürlichkeit der
Seehofer’schen Abstandsregelung zu nennen: Der Si-
cherheitsabstand soll erstens nach neuesten wissen-
schaftlichen Erkenntnissen angepasst werden, darf aber
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zweitens die Nutzung der Agrogentechnik ausdrücklich
nicht verhindern. Eine so dreiste politische Vorgabe für
wissenschaftliche Untersuchungen habe ich noch nicht
erlebt.

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Aus meiner Sicht wird die Seehofer’sche Koexistenzga-
rantie damit schleichend zu einer Kontaminationsgaran-
tie.

Der Super-GAU, den wir 2006 hatten – dass gentech-
nisch veränderter Reis aus einem kleinen Versuchsanbau
in den USA weltweit Kontaminationen verursacht hat –,
muss doch jede Illusion von einer Kontrollierbarkeit der
Agrogentechnik zunichte gemacht haben. Die Behaup-
tung, Koexistenz sei auf Dauer möglich, ist daher Etiket-
tenschwindel und Wählertäuschung.

(Beifall bei der LINKEN)

Die SPD-Fraktion hat angesichts dieser Situation ei-
nen vernünftigen Vorschlag gemacht, den wir unterstüt-
zen: Die Bundesregierung soll sich auf europäischer
Ebene dafür einsetzen, dass es möglich wird, gentech-
nikfreie Zonen, Regionen bzw. Länder einzurichten.
Unsere Ratspräsidentschaft bietet dazu eine gute Gele-
genheit. Damit gäbe man zumindest den Menschen, die
diese Risikotechnologie nicht wollen, eine Chance, sich
zur Wehr zu setzen. Eine Alternative wäre, dass der Mi-
nister endlich im Sinne der Mehrheit Politik macht. Aber
da bin ich wenig hoffnungsvoll. 

Recht herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Das Wort hat nun der Kollege Ulrich Kelber für die

SPD-Fraktion.

Ulrich Kelber (SPD): 
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und

Herren! Ich möchte den Gesetzentwurf der FDP zur
Gentechnik in Landwirtschaft und Lebensmittelproduk-
tion kurz charakterisieren:

Erstens. Die FDP hat Angst vor Fachargumenten,
weil diese auch einmal gegen die Nutzung von Gentech-
nikpflanzen ausfallen könnten. Anders ist nicht zu erklä-
ren, dass die FDP die Rechte der Fachbehörden aushe-
beln will, mögliche Warner also mundtot machen will. 

(Dr. Christel Happach-Kasan [FDP]: Das ist 
nicht richtig! Das Bundesumweltamt!)

Zweitens. Der Gesetzentwurf der FDP gefährdet Hun-
derttausende Arbeitsplätze in der gentechnikfreien Land-
wirtschaft und Lebensmittelbranche, also 99 Prozent der
gesamten Arbeitsplätze; denn diese stehen in Konkur-
renz mit ausländischen Anbietern. Durch die von der
FDP gegenüber dem Entwurf der Regierung geforderten
kürzeren Vorwarnzeiten hätten Landwirte, wenn ein
Nachbar gentechnisch veränderte Pflanzen anbaut, nicht
mehr die Möglichkeit, mit anderen Lieferbedingungen,

mit anderen Anbauarten zu reagieren. Auf die Land-
wirte, die keine Gentechnikpflanzen anbauen, können
damit Mehrkosten zukommen, die sie in ihrer Konkur-
renzfähigkeit gefährden. Gleichzeitig will die FDP die
Haftung der Gentechnikanbauer gegenüber möglicher-
weise geschädigten Nachbarn unter das im Bürgerlichen
Gesetzbuch übliche Haftungsniveau senken. 

(Dr. Christel Happach-Kasan [FDP]: Nein! 
Das ist nicht richtig!)

Drittens. Der Gesetzentwurf der FDP atmet in jeder
Zeile Misstrauen gegenüber den Bürgerinnen und Bür-
gern.

(Hans-Michael Goldmann [FDP]: So ein
Quatsch! Das ist doch Blödsinn, was Sie da sa-
gen!)

Es schadet der Glaubwürdigkeit des Staates und übri-
gens auch der Glaubwürdigkeit der Gentechniknutzer,
wenn die Bürger in Zukunft nicht mehr vom Staat erfah-
ren, auf welchen Flächen Gentechnik zum Einsatz
kommt, sondern wenn sie es dem Internet entnehmen
müssen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU – Beifall beim BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wenn Sie nur die Gemarkung zulassen wollen, aber viele
der wirtschaftlich Berechtigten die Gesamtinformation
bekommen, dann wird sie von dort ins öffentliche Inter-
net gelangen. Dann fragt sich der Bürger: Warum ver-
heimlicht der Staat etwas, was ich woanders erfahren
kann? Es schadet der Glaubwürdigkeit, wenn wir diesen
Weg gehen, und das ohne Not. Denn seit der Einführung
des flurstückgenauen Katasters ist die Zahl der zu verur-
teilenden Feldzerstörungen sogar zurückgegangen. Es
gibt also gar keinen Grund, diesen Weg zu gehen.

(Hans-Michael Goldmann [FDP]: Ja!)

Viertens. Die FDP will den Schutz der Öffentlichkeit
vor Fehlverhalten beim Anbau von gentechnisch verän-
derten Pflanzen verringern. Sie schlägt vor, die Bußgel-
der zu senken.

Fünftens. Die FDP will – das ist der wichtigste Punkt –
auch Ernten, die mit experimentellen, für den Anbau als
Lebensmittel nicht zugelassenen Pflanzen verschmutzt
sind, da auf dem Nachbarfeld ein Versuchsanbau stattge-
funden hat, für den Verzehr freigeben.

(René Röspel [SPD]: Ein übler Trick! –
Gustav Herzog [SPD]: Das verstehen die unter
Verbraucherschutz!)

Das ist Ihr Vorschlag. Sie möchten die Menschen zu Ver-
suchskaninchen machen, und das ohne eindeutige
Kenntnisse im Hinblick auf die Langzeitwirkungen. 

(René Röspel [SPD]: Unverantwortlich!)

Diese Forderung entbehrt jedes gesunden Menschenver-
standes und jeglicher wissenschaftlicher Basis.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)
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Was ist im Hinblick auf die Gesetzesnovelle der
Stand der Dinge? Wir haben einen Kabinettsbeschluss
über die Eckpunkte der Reform gefasst. Es war absolut
sinnvoll, dass der Bundesminister zunächst einmal eine
Abstimmung zwischen den verschiedenen Ressorts
durchgeführt hat.

(Hartmut Koschyk [CDU/CSU]: Richtig!)

Er hat seine Kolleginnen und Kollegen im Finanzminis-
terium, im Justizministerium und im Gesundheitsminis-
terium gefragt, welche Meinung ihr jeweiliges Ressort
zu seinen Vorschlägen hat.

(Ulrike Höfken [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Die scheinen ja alle nicht geantwortet
zu haben!)

Es ist auch richtig, dass dann der Finanzminister ab-
klärt, was aus finanzieller Sicht zu beachten ist. Von Be-
deutung ist darüber hinaus, dass auch das Justizministe-
rium beteiligt wird. Ich freue mich, wenn ein SPD-
geführtes Justizministerium zum Beispiel sagt, dass es
mit Einschränkungen bei der Haftung nicht einverstan-
den ist, und wenn dies dann auch in der geänderten Fas-
sung der Eckpunkte seinen Ausdruck findet. Genau so
sollte die Ressortabstimmung stattfinden.

(Dr. Kirsten Tackmann [DIE LINKE]: Was hat
Herr Gabriel gesagt? – Ulrike Höfken
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: War Gabriel
krank?)

Jetzt ist der Deutsche Bundestag gefordert, diese Ge-
setzesnovelle zu beraten. Man muss ganz offen sagen:
Es gibt Punkte, über die wir in der Koalition noch disku-
tieren müssen, da wir noch uneins sind. Diese Aspekte
wird jetzt der Bundestag, der Gesetzgeber, klären müs-
sen. Einer dieser Bereiche betrifft die Transparenz. Wir
möchten im Interesse der Verbraucherinnen und Ver-
braucher eine Verbesserung der Transparenz, die für sie
nutzbar ist. Deswegen sind wir für eine Kennzeichnung
aller tierischen Produkte wie Milch und Fleisch, wenn
die Tiere mit gentechnikveränderten Pflanzen gefüttert
wurden.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, der LINKEN 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir sind nicht für die sogenannte Prozesskennzeich-
nung, die lediglich dazu führt, dass die Verbraucherin-
nen und Verbraucher verwirrt werden und keine klare
Unterscheidung zwischen den Produkten mehr möglich
ist. Wir werden in dieser Frage den klaren Beschluss un-
seres Parteitags umsetzen.

Wie deutlich geworden ist, sind wir nach wie vor für
die Beibehaltung des flurstückgenauen öffentlichen
Standortregisters. Es gibt keinen Grund, dies aufzuge-
ben.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, der LINKEN 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Der Schwerpunkt der Diskussion innerhalb der Koali-
tion betrifft die Frage: Wie schützen wir die gentechnik-
freie Landwirtschaft, wenn es zum vermehrten Einsatz
gentechnisch veränderter Organismen kommt? Die

Grundsatzentscheidung über den Einsatz von GVOs ist
durch europäisches Recht gefallen; das ist nicht die Auf-
gabe dieser Novelle. Jeder kann hierzu eine private Mei-
nung haben; viele von uns haben sie auch in der Öffent-
lichkeit deutlich gemacht. Es muss darum gehen: Wie
schützen wir die gentechnikfrei arbeitenden Landwirte
vor zusätzlichen Kosten, wenn der Markt von ihnen zum
Beispiel Tests auf Gentechnikfreiheit fordert? Wie schüt-
zen wir sie vor höheren Kosten, wenn mehr GVOs ein-
gesetzt werden, weil sie unterschiedliche Maschinen für
Ernte, Lagerung und Verarbeitung brauchen? Wie schüt-
zen wir sie vor Absatzproblemen, wenn der Lebensmit-
telhandel und die weiterverarbeitende Industrie höhere
Grenzwerte einfordern als die, die im Haftungsrecht vor-
gegeben sind?

Ich freue mich, dass wir uns innerhalb der Koalition
darauf geeinigt haben, dass dies die existenzielle Frage
dieser Gesetzesnovelle ist. Damit hängt natürlich auch
die Wahlfreiheit der Verbraucherinnen und Verbraucher
eng zusammen. Wir werden eine gemeinsame Fachta-
gung durchführen, um sinnvolle Regelungen zu finden.
Die Fragen der Abstandswerte, der Haftungsgrenzwerte,
die verbindlichen gentechnikfreien Regionen und alle
anderen Punkte müssen sich an dieser Problematik
orientieren. Dann kann man sie quantifizieren.

Ich möchte eine kritische Bemerkung machen: Der
vielstimmige Chor aus den Reihen des Koalitionspart-
ners macht die Kompromisssuche natürlich nicht leich-
ter. In Bayern tobt CSU-Generalsekretär Söder durch die
Gegend und macht Vorschläge, für die ich durchaus eine
gewisse persönliche Sympathie habe, die aber schlicht
EU-rechtswidrig sind. Wir können nicht einfach für
zehn Jahre aussteigen. Schließlich haben wir vor einigen
Jahren dem europäischen Recht zugestimmt, das nun
verbindlich ist. Hier in Berlin gibt es aber CSU-Kollegen
– sie sitzen heute in vorderer Reihe und werden wahr-
scheinlich noch sprechen –, die am liebsten den FDP-
Gesetzentwurf unterstützen würden.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

In Bayern mag es klappen, für jeden etwas zu haben.
Aber im Deutschen Bundestag wird sich die CSU ir-
gendwann einmal entscheiden müssen; denn hier
schauen die Menschen etwas genauer hin.

(Beifall bei der SPD)

Wir haben heute schon bei Ihrem ersten Redner,
meine Damen und Herren von der FDP, gemerkt, dass
Sie als seriöser Ansprechpartner in der Gentechnik leider
ausfallen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Bei Ihnen gibt es ein gefährliches Gemisch aus Ideologie
und Lobbyismus, das nicht dem Schutz der Menschen
dient.

Ich freue mich, dass wir heute, nach über drei Mona-
ten, wieder etwas von Ihnen, meine Damen und Herren
von der Linken, zu diesem Thema gehört haben. Als ich
mich gestern auf meine Rede vorbereitet habe, habe ich
festgestellt, dass Ihre letzte Äußerung zu diesem Thema
von Dezember letzten Jahres stammt.
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Bleibt noch unser ehemaliger Koalitionspartner, die
Grünen. Wir haben gemeinsam vor ein paar Jahren ein
gutes Gesetz gemacht. Immerhin sind die Haftungsrege-
lungen so wegweisend, dass sie nun Grundlage für die
vom Minister vorgeschlagene Neuregelung sind. Aber,
meine Damen und Herren von der FDP, auch die Wirt-
schaft lehnt die von Ihnen vorgeschlagenen Änderungen
ab; das ist spannend festzustellen.

(Dr. Christel Happach-Kasan [FDP]: Nein!)

Meine Damen und Herren vom Bündnis/90 Die Grü-
nen, Sie wissen genauso gut wie ich, dass das alte Recht
weder die gentechnikfreie Landwirtschaft noch die Ver-
braucherinnen und Verbraucher vor allen aktuellen Ent-
wicklungen schützt, zum Beispiel dann nicht, wenn die
Schwellenwerte für die Abnahme von Erntegut geringer
sind als die gesetzlichen Kennzeichnungsschwellen-
werte. Daher ist es unehrlich, in der Öffentlichkeit zu
fordern: Verzichtet auf die Novelle! Das bedeutete einen
Verzicht auf den Schutz der gentechnikfreien Landwirt-
schaft. Wir brauchen aber eine richtungweisende No-
velle.

Eines ist ganz klar: 80 Prozent der Menschen wollen
keine Agrogentechnik auf ihrem Teller. Auch Landwirte
und Handel lehnen diese mit breiter Mehrheit ab. Aber
alle wollen, dass die Forschung fortgesetzt wird und dass
die Biotechnologie stärker gefördert wird. Das will auch
die Mehrheit im Deutschen Bundestag. Wir werden da-
für sorgen, dass es Wahlfreiheit gibt und dass man vom
Fortschritt profitiert.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Nun erteile ich das Wort der Kollegin Ulrike Höfken

für die Fraktion des Bündnisses 90/Die Grünen.

Ulrike Höfken (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und

Kollegen! Herr Kollege Kelber, es ist gut, das noch zwei
Anträge der Grünen vorliegen, aus denen Sie ersehen
können, was man über das Gesetz hinaus tun kann.

Meine Damen und Herren von der FDP, für Sie
spricht das, was Sie auf Ihrem Deckblatt zur Einladung
zu Ihrem Kongress „Grüne Gentechnik“ geschrieben ha-
ben: „Wir danken unseren Sponsoren: KWS, Syngenta,
VCI, Lembke“, also den vier großen Agrogentechnik-
vertretern. 

(Heiterkeit und Beifall beim BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Dazu könnte man sagen: Wes Brot ich ess, des Lied ich
sing. Die FDP tritt für die Freiheit des Verkaufens ein,
während wir, die Grünen, für die Freiheit des Lebens
und die Wahlfreiheit der Verbraucher eintreten. 

Frau Happach-Kasan, wenn Sie sich unser Programm
anschauen, werden Sie feststellen, dass wir die Gentech-
nik sehr differenziert sehen. Wir unterscheiden zwischen

geschlossenen Systemen, die nach unserer Meinung be-
herrschbar sind, und offenen Systemen, den Freisetzun-
gen.

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Frau Kollegin, gestatten Sie eine Zwischenfrage der

Kollegin Happach-Kasan?

Ulrike Höfken (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Ja.

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Bitte sehr, Frau Happach-Kasan.

Dr. Christel Happach-Kasan (FDP): 
Liebe Kollegin Höfken, ich finde es gut, dass Sie die

Unterscheidung zwischen geschlossenen und offenen
Systemen angesprochen haben. Aber wir alle erinnern
uns sicherlich noch an den Fall des Humaninsulins, zu-
gelassen 1982. 14 Jahre hat die Genehmigung der Pro-
duktionsstätte gedauert, weil damals unter anderem der
grüne Umweltminister Joseph Fischer in Hessen tätig
war. 1998 wurde die Produktionsphase eingeleitet. Sa-
gen Sie uns doch einmal, wie Sie im Jahr 2000, 18 Jahre
nach der Zulassung von Humaninsulin, dazu gekommen
sind, zwischen geschlossenen und offenen System zu
unterscheiden! Sagen Sie uns einmal, warum Sie erst so
spät eine solche Innovation für die Menschen, die an
Diabetes erkrankt sind, sozusagen als hoffähig anerkannt
haben! Meinen Sie nicht, dass ein bisschen mehr Zu-
kunftszugewandtheit auch für eine grüne Partei ein sinn-
voller Weg in die Zukunft wäre? 

Ulrike Höfken (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Wir sind zukunftsgewandt, aber nicht blauäugig.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Interessant ist doch, wann die Gentechnikgesetze ent-
standen sind. Wir haben doch erst von der alten Bundes-
regierung, an der Sie beteiligt waren, die Gentechnikge-
setze bekommen, als die entsprechenden Aktivitäten in
vieler Hinsicht schon längst liefen. 

Ich denke, es muss so funktionieren: Erst müssen ein
vernünftiger Schutzstandard und die notwendige Regu-
lierung geschaffen werden; dann kann man in die Vollen
gehen. Das berücksichtigen wir sowohl bei den ge-
schlossenen Systemen als auch bei den Freisetzungen.
Dabei kommen wir zu unterschiedlichen Schlüssen,
nämlich das man unter den entsprechenden Vorausset-
zungen das eine tun kann, das andere aber nicht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Zu Ihrem Gesetzentwurf: Die FDP bedankt sich bei
ihren Sponsoren mit einer Eins-zu-eins-Umsetzung ihrer
Interessen, nämlich einer völligen Befreiung der For-
schung von Verantwortung und Sorgfalt. Der Gesetzent-
wurf gipfelt – Frau Tackmann hat es schon erwähnt – in
der völlig rechtswidrigen Forderung, dass jede ver-
seuchte Lebensmittelpflanze, die neben einem For-
schungsfeld aufgewachsen ist, auf den Tellern und im
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Futtertrog landen soll. Das muss man sich einmal vor-
stellen. Und jedes gentechnisch veränderte Produkt soll
im Futtermittel- und Lebensmittelbereich von jeglicher
Überprüfung befreit werden – das Thema Umwelt
kommt erst gar nicht vor –, wenn es erst einmal für For-
schungsexperimente genehmigt wurde. Die Verbraucher
sollen sich halt nicht so anstellen: An etwas Schweine-
impfstoff in der Erbsensuppe oder etwas Cholera-Gen
im Kartoffelsalat ist doch noch keiner gestorben. 

(Cornelia Pieper [FDP]: Das ist doch Quatsch!
Sie reden einen Schmarrn daher! Das hat et-
was mit den Forschungsergebnissen zu tun! –
Hans-Michael Goldmann [FDP]: Du bist doch
sonst eine ganz vernünftige Ausschussvorsit-
zende! So einen Quatsch habe ich von dir noch
nicht gehört!)

Und wenn doch: dann für die Freiheit der Forschung, de-
ren Vertreter – wie Professor Winnacker, der kürzlich
wieder für „Das Parlament“ geschrieben hat; er ist unter
anderem Aufsichtsratsmitglied bei Bayer – auch gleich-
zeitig Wirtschaftsvertreter sind. Die Forschung wird mit
Milliarden gepäppelt. Vor einer solchen „freien“ For-
schung muss man sich fürchten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN –
Wolfgang Zöller [CDU/CSU]: Das tut ja
weh!)

Herr Seehofer ist heute nicht anwesend. Dann kriegt
der Staatssekretär die Prügel ab. Die Forderungen der
FDP finde ich nicht so schlimm; sie ist schließlich keine
Regierungspartei. Viel schlimmer ist – das sage ich an
die Kollegen der SPD gewandt –, dass diese Ideologie
von Kanzlerin Merkel und Minister Seehofer in die Pra-
xis umgesetzt wird. Herr Seehofer wird Genhofer ge-
nannt. Ein Blick in das Eckpunktepapier zeigt, dass es
sich dabei um einen fleischgewordenen Etikettenschwin-
del handelt. 

Herr Seehofer ist eigentlich ein netter Kerl, aber man
muss sich fragen, warum das, was sich im Eckpunktepa-
pier schwarz auf weiß findet, in keiner Weise dem ent-
spricht, was in Worten geäußert wird. Hier würden
keine, auch nicht die geringsten, Risiken für Mensch und
Umwelt eingegangen,

(Peter Bleser [CDU/CSU]: Richtig!)

hat Herr Seehofer zur Forschung festgestellt. Auskreu-
zungen, sagte er, müssten die Ausnahme sein. 

Was aber ist für die Umsetzung vorgesehen? Die Ver-
unreinigung wird danach zur Regel. Die Haftung wird
massiv heruntergefahren. Wer Schaden erleidet, hat we-
niger Rechte. Und das wird als „gute fachliche Praxis“
definiert: Lächerliche Abstandsregelungen sind das eine;
das Schlimmste ist aber, dass die Verschmutzung bis zu
einem Schwellenwert von 0,9 Prozent – dem Kennzeich-
nungsschwellenwert, der nie dazu vorgesehen war – nun
ungehemmt möglich ist. Das darf nicht sein, und es ist
meines Erachtens mit EU-Recht nicht vereinbar. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD und der LIN-
KEN – Ulrich Kelber [SPD]: Gar nicht!)

Transparenz wird nicht gesichert, sondern einge-
schränkt. Beim Standortregister – das ist offenbar nicht
in Ihrem Sinne, Herr Kelber – sind ebenfalls Einschrän-
kungen vorgesehen. Was die Forschung angeht, folgt
man im Prinzip der FDP. Als „Lizenz zur Verseuchung“
für Bayer, BASF und Monsanto wird das Eckpunkte-
papier von den Umweltverbänden und den Bundes-
verbänden für ökologischen Landbau bezeichnet, und
die Steuerzahler sollen auch noch dafür haften. Stark
vereinfachte Verfahren sollen die Beteiligung der Öf-
fentlichkeit und die Überprüfungsmöglichkeiten ein-
schränken. Das kann doch nicht sein. 

Dieser Widerspruch zu den öffentlichen Äußerungen
spricht für sich. Aber es ist noch nicht zu spät, das Ver-
trauen der Verbraucher zurückzugewinnen. 

Ich verweise noch einmal auf unsere Anträge. Herr
Seehofer hält die Aussaat von Raps nicht für vorstellbar.
GVO-Raps sei nicht mit der Koexistenz vereinbar. Dann
nehmen Sie das bitte auch in die gute fachliche Praxis
mit auf! Das vereinfachte Verfahren darf nicht zur Regel
werden. Stoppen Sie das!

Pharma- und Industriepflanzen, wie Kartoffeln und
Erbsen, gehören nicht ins Freiland. Das sollte auch nicht
durch ein vereinfachtes Verfahren ermöglicht werden.
GVO-Weizen darf nicht neben einer Genbank angebaut
werden. Stoppen Sie das! 

MON 810 ist übrigens die einzige von Herrn Seehofer
in Deutschland zum kommerziellen Anbau zugelassene
Sorte.

(Ulrich Kelber [SPD]: Das hat seine Vorgänge-
rin leider schon zugelassen!)

– Nein, das war nicht seine Vorgängerin, sondern – das
hat Minister Seehofer wohl auch übersehen – er hat in
seiner Zeit als Gesundheitsminister höchstpersönlich
diese Zulassung erteilt. MON 810 ist, wenn er überhaupt
eine Zulassung hat – was wir bezweifeln –, nur für Fut-
termittel und industrielle Zwecke zugelassen. Was pas-
siert jetzt? Das Zeug ist im Honig. So etwas kann man
doch nicht zulassen. Also auch zurückziehen! 

Man kann das noch weiterführen. In der nächsten Wo-
che wird Greenpeace eine Studie zu MON 863 vorstel-
len. Hier liegen neue Erkenntnisse vor. Daraus müssen
Konsequenzen gezogen werden. Das Mindeste wäre,
dass das Zulassungsverfahren auf der EU-Ebene verbes-
sert wird. Das hat die Kommission zugesagt, und das ha-
ben auch Sie verlangt. Also tun Sie es! Die nationalen
Einfuhrverbotsmöglichkeiten müssen genutzt werden.
Das ist rechtlich möglich. Es sollte auch, wie wir vor-
schlagen, eine Datenbank eingerichtet werden, in der die
ganzen Genkonstrukte aufgeführt werden, damit man
wenigstens in der Kontrolle nachvollziehen kann, was da
so alles kreucht und fleucht.

Wir sagen das vor dem Hintergrund nicht der Chan-
cen, sondern der Risiken, die sich zeigen. Genreis – um
dieses Beispiel zu erwähnen –, der im Rahmen eines
Forschungsexperiments der Firma Bayer ausgekreuzt ist,
hat in den USA einen Schaden von 80 bis 100 Mil-
lionen Dollar verursacht, in Deutschland von 10 Mil-
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lionen. Das sagt die Industrie. Wo ist denn das Geld?
Wer wird denn dafür haftbar gemacht? Keiner. Bei Bt 10
ist es genau das Gleiche. Auch hier gibt es eine Verunrei-
nigung durch ein Forschungsexperiment. Denken Sie
auch an die Genzucchini, die in Rheinland-Pfalz ausge-
setzt wurden. Da entsteht ein Riesenschaden. Das steht
völlig im Missverhältnis zu dem, was sich bisher als
Chancen geboten hat. 

Ich nenne das Stichwort Argentinien. Dort waren wir
zusammen, Frau Happach-Kasan. In diesem Land herrscht
das Chaos, weil Monsanto inzwischen Lizenzgebühren
verlangt, die die Bauern nicht zahlen wollen und können.
Inzwischen herrscht ein Riesendurcheinander darüber,
was eigentlich angebaut wird. Keiner weiß, was da ei-
gentlich auf den Feldern steht. Die ganze Effizienz der
bisherigen züchterischen Leistung steht in Argentinien
auf dem Spiel, so wie es jetzt betrieben wird. Es wird
nämlich einfach wild nachgebaut. 

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Frau Kollegin, Sie müssen zum Schluss kommen. 

Ulrike Höfken (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Angesichts dieser Situation sage ich: Die Rede, die

Uli Kelber heute gehalten hat, muss er angesichts des
Eckpunktepapiers dieser Bundesregierung noch einmal
halten. § 1 des Gentechnikgesetzes besagt, dass die Re-
gierung die Verpflichtung hat, Menschen, Umwelt und
Sachen zu schützen. Dann tun Sie das auch, wie es die
Mehrheit der Bevölkerung verlangt!

Schönen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Das Wort hat nun der Kollege Dr. Max Lehmer für die

CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Max Lehmer (CDU/CSU): 
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und

Herren! Ich begrüße es ausdrücklich, dass die Bundesre-
gierung das Eckpunktepapier zur weiteren Novellierung
des Gentechnikrechts nun im Kabinett verabschiedet hat,
und zwar einstimmig. Ich meine ebenfalls, dass damit
ein guter Kompromiss gefunden wurde. Er schafft den
Rahmen für die noch festzulegenden Details der anste-
henden Gentechnikrechtsnovelle, über die es, Herr
Kelber, mit Sicherheit noch Diskussionen gibt. Ich
möchte ganz klar darauf hinweisen, dass es die Diver-
genzen, die Sie einer Partei in die Schuhe schieben, in
allen Fraktionen dieses Hauses gibt. Das habe ich in
meinen vielen Gesprächen erleben können. Sie sind in
jeder politischen Gruppe vorhanden.

(Ulrich Kelber [SPD]: Bei euch schon in be-
sonderer Ausprägung!)

– Setzen Sie sich mit den Aussagen Ihres Parteivorsit-
zenden oder Ihres Umweltministers im Zusammenhang

mit der Zukunftsperspektive für die Gentechnik ausein-
ander! Dann können wir weiter diskutieren. 

(Ulrich Kelber [SPD]: Das deckt sich mit un-
serem Papier!)

Ich gehe davon aus, dass die Novellierung des Gen-
technikrechts zügig angegangen werden kann und dies
möglichst rasch zu klaren Verhältnissen für alle Beteilig-
ten führt. Es muss gelingen, einerseits die berechtigten
Sorgen und Wünsche von Verbrauchern und auch von
Landwirten sowie den Schutz der Umwelt zu berück-
sichtigen, andererseits muss es ermöglicht werden, die
großen Potenziale der Grünen Gentechnik für die Le-
bensbereiche Ernährung, Energie und Gesundheit nutz-
bar zu machen, auch wenn dies nachdrücklich und sehr
oft unsachlich von vielen bestritten wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Ich möchte nun kurz auf wichtige Einzelpunkte eines
künftigen Gentechnikgesetzes näher eingehen. Die För-
derung der Forschungsvorhaben in diesem wichtigen
Zukunftsbereich ist – diese Auffassung teilen alle – ein
hochrangiges Ziel. Ein besonders technologieabhängiges
Land wie Deutschland muss durch intensive und zielge-
richtete Forschung und Entwicklung auch in dem zu-
kunftsweisenden Bereich der Grünen Gentechnik eine
führende Rolle einnehmen und den derzeitig hohen Stan-
dard auf jeden Fall sichern.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Dabei ist es selbstverständlich – das war und ist auf
allen anderen Forschungsfeldern genauso –, dass neben
der Entwicklungsforschung die Sicherheitsforschung mit
gleicher Intensität vorangetrieben wird.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Darauf haben die Menschen, die diese Technologie nut-
zen wollen und auch werden, einen Anspruch. Diesbe-
züglich darf es doch um Himmels willen keine Diver-
genzen geben.

Forschung, insbesondere die unabhängige wissen-
schaftliche Forschung, ist ein wichtiger Garant dafür,
selbstständig und unabhängig zu bleiben und damit glo-
balen Monopolisierungen entgegenwirken zu können.
Das ist ein ganz wichtiger Punkt; denn viele Menschen
haben in diesem Zusammenhang Ängste und Probleme.
Gerade für die in Deutschland mittelständisch ausgerich-
tete Pflanzenzüchtung ist das ein wichtiger Gesichts-
punkt. Wir müssen auf jeden Fall auf höchstem Niveau
weitermachen, auf Augenhöhe mit den globalen Wettbe-
werbern bleiben und auf diesem Gebiet die Führerschaft
behalten.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Ich weise in diesem Zusammenhang ausdrücklich auf
die Notwendigkeit von Freilandversuchen hin. Nur mit
diesen können Fragen der Koexistenz und Fragen der
Auswirkungen auf die Ökologie beantwortet werden.
Wie denn sonst?

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP)
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Bei allen Unterschieden in der Einstellung zur Gen-
technik muss doch klar sein, dass Feldzerstörungen
keine Kavaliersdelikte sind, sondern Straftaten.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP)

Forschung muss in unserem Lande nach den gültigen
strengen gesetzlichen Regelungen, zum Beispiel zur Zu-
lassung von Freilandversuchen, ablaufen, und sie muss
auch frei und ungestört durchgeführt werden können.
Frau Höhn, Sie bezeichnen Freilandversuche im Zusam-
menhang mit Feldzerstörungen als „provokante Ver-
suchsanstellungen“. Das macht mir Sorgen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP)

Es geht doch wohl um die Freiheit und um die Selbst-
ständigkeit von Wissenschaft und Forschung in Deutsch-
land.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und der FDP)

Oder liege ich da falsch?

Eine große Sorge ist für mich die teilweise ableh-
nende Haltung der Bevölkerung gegenüber der Grünen
Gentechnik. Darüber müssen wir diskutieren. Wir müs-
sen die Sorgen, Ängste und Bedenken ernst nehmen und
– jetzt kommt es – Vorurteile wissenschaftlich fundiert
abzubauen versuchen.

(Beifall der Abg. Dr. Christel Happach-Kasan 
[FDP])

Frau Höfken, mit den von Ihnen dargestellten Szena-
rien können Sie dies nicht erreichen. Da ich Ihre Diktion
einfach nicht anders interpretieren kann, unterstelle ich
Ihnen, dass Sie es auch gar nicht wollen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Sie wollen Ängste aufrechterhalten

(Peter Bleser [CDU/CSU]: Genau das ist es!)

und diese moderne Technologie bewusst von vornherein
diskriminieren.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Das kann nicht das Ziel einer fachlich objektiven und zu-
kunftsorientierten Wissenschaftspolitik sein.

(Ulrike Höfken [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie bauen sich eine schöne Welt! Völlig
realitätsfern!)

Anstatt Ängste zu schüren, wie es leider allzu oft ge-
schieht, ist die Arbeit zu leisten, objektiv aufzuklären,
wozu ich alle Beteiligten ausdrücklich aufrufen möchte.
Ich fordere ausdrücklich auch die Bundesregierung auf,
über die vielen kompetenten Bundesinstitutionen ent-
sprechende Kommunikationskonzepte zu entwickeln.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der FDP – Ulrich Kelber [SPD], zur FDP ge-
wandt: Dann dürfen Sie denen doch nicht die
Rechte beschneiden!)

In diesen Institutionen gibt es einen Fundus an Wissen
und Informationen, der nicht oder zumindest zu wenig
genutzt und transparent gemacht wird. Nur Aufklärung
und volle Transparenz können das notwendige Vertrauen
schaffen – nur das!

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der SPD – Ulrike Höfken [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN]: Ja, aber wahrheitsgerecht!)

Eine klare Kennzeichnungsregelung ist ebenfalls eine
vertrauensbildende Maßnahme und eine wichtige Vo-
raussetzung für die Wahlfreiheit. Herr Kelber, da stim-
men wir völlig überein. Ich bin für eine prozessorien-
tierte Kennzeichnung, das heißt, die Angabe darüber 

(Zuruf der Abg. Ulrike Höfken [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

– lassen Sie uns doch arbeiten! –, ob GVOs in einem
Produktionsprozess eingesetzt worden sind – wie beim
ökologischen Landbau –, und zwar unabhängig davon,
ob GVOs im Endprodukt nachgewiesen werden können
oder nicht. Bei den tierischen Produkten ist das ja nicht
nachweisbar; aber sie werden in der Produktionskette
eingesetzt.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP)

Ich bin dafür, dass wir die prozessorientierte Kennzeich-
nung festschreiben, damit die Bürger wissen, an welcher
Stelle der Produktionskette GVOs eingesetzt worden
sind.

(Ulrich Kelber [SPD]: Herr Lehmer, das ist 
nicht ganz aufrichtig! Das wissen Sie!)

Aber ganz wichtig ist dabei die Feststellung: Das Vor-
handensein von GVOs allein hat nichts mit einem Ge-
sundheitsrisiko zu tun. Das muss einmal ganz klar gesagt
werden.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Ich möchte eindeutig klarstellen: GVO-frei wird es
nicht geben können. Das gibt es schon heute nicht. Die
sachgerechte Kennzeichnung kann nur Aufschluss da-
rüber geben, ob GVOs bei der Herstellung eines Pro-
dukts eingesetzt wurden und welcher Anteil toleriert
werden soll; darüber müssen wir diskutieren.

Der Nichteinsatz von Pflanzenschutzmitteln beim
ökologischen Landbau garantiert auch keine Rück-
standsfreiheit.

(Dr. Christel Happach-Kasan [FDP]: Genau so
ist es! – Cornelia Pieper [FDP]: Genau so ist
es!)

Da wird nur angegeben: Wir haben ohne Pflanzen-
schutzmittel gearbeitet. Jeder weiß: Es sind Schwerme-
talle nachweisbar, und es sind Pflanzenschutzmittelrück-
stände vorhande, unabhängig davon, in welcher
Konzentration. Rückstandsfrei sind sie nicht.

(Peter Bleser [CDU/CSU]: So ist es!)

Nun zum entscheidenden Punkt einer gesetzlichen
Neuregelung der Koexistenz. Ein Nebeneinander ver-
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schiedener Produktionsformen auf dem Acker muss
auch in Zukunft – wie in der Vergangenheit – gewähr-
leistet werden. Die Wahlfreiheit für den Landwirt und
den Verbraucher muss garantiert werden können. Dazu
sind klare Anbauregeln nach guter landwirtschaftlicher
Praxis zu definieren, wie sie auch in anderen Produk-
tionsbereichen selbstverständlich sind. Es ist klarzustel-
len: Koexistenz kann nur auf der Basis gegenseitig anzu-
erkennender Schwellenwerte realisiert werden; sonst
nicht.

Die Haftungsfrage ist im Zusammenhang mit GVO
einer der entscheidenden Punkte. Da schließe ich mich
vollinhaltlich dem an, was der Staatssekretär schon aus-
geführt hat. Die rechtlichen Feinheiten dazu werden in
einer Arbeitsgruppe noch ausgearbeitet. Wir erwarten,
dass die Wirtschaftsverbände der Pflanzenzucht- und
Biotechnologieunternehmen eine Selbstverpflichtung
eingehen, die die Landwirte von Haftungsrisiken für
Schäden, die trotz Einhaltung der guten fachlichen Pra-
xis nicht vollständig auszuschließen sind, entlastet.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Weiterhin muss der offene Tatbestand der Haftungs-
norm des § 36 a Gentechnikgesetz durch eine abschlie-
ßende Aufzählung präzisiert werden. Wir können hier
keine kumulative Haftung schaffen.

Zu den Fragen der Sicherheit. Ich betone immer wie-
der: Oberstes Ziel ist die Sicherheit von Mensch, Tier
und Umwelt. Das ist auch die Basis aller Regelwerke,
die es in der EU, in Deutschland und anderswo gibt. Nur
wenn diesbezüglich keine Gefahr zu erwarten ist, darf
der GVO freigesetzt bzw. in Verkehr gebracht werden.
Das ist bereits jetzt die absolute Vorgabe, und das wird
auch in Zukunft durch das jeweilige Zulassungsverfah-
ren gewährleistet bleiben.

Nun zum Anlass der heutigen Debatte, zu den Vorla-
gen von FDP und Grünen. Etliche Punkte des vorgeleg-
ten Gesetzentwurfs der FDP-Fraktion sind in dem be-
schlossenen Eckpunktepapier aufgegriffen; ich brauche
sie nicht zu wiederholen.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

Der Entwurf der FDP enthält also durchaus akzeptable
Forderungen. Es kann nicht alles Unsinn sein, was in ei-
nem Gesetzentwurf vorgeschlagen wird. Diese Gesetzes-
initiative ist aber – das muss ich Ihnen sagen – falsch ge-
timt. Soeben haben wir das Eckpunktepapier
fertiggestellt.

(Dr. Christel Happach-Kasan [FDP]: Wir wa-
ren aber früher!)

Jetzt müssen Sie, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, der Regierungskoalition schon die Chance lassen,
sich auf die gesetzlichen Formulierungen zu verständi-
gen. Ich teile mit Ihnen die Hoffnung, dass dies schnell
geschehen wird.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP)

Über den Antrag der Grünen haben wir in dieser Wo-
che schon im Ausschuss diskutiert. Es ist für mich eine
Selbstverständlichkeit, Frau Höfken, dass von Freiset-
zungsexperimenten mit gentechnisch veränderten Pflan-
zen keine Gefährdung von Mensch und Umwelt ausge-
hen darf.

(Bärbel Höhn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Aber dann müssen Sie das einbauen!)

Das ist ja schon vor der Zulassung zu prüfen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Das muss derjenige, der die Zulassung beantragt, über
eine neutrale Stelle nachgewiesen haben.

(Ulrike Höfken [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Und warum funktioniert das dann nicht?)

Ich verstehe nicht, warum Sie das in einem Versuchspro-
zess so oft nachgewiesen haben wollen. Der Schutz von
Mensch und Umwelt ist oberstes Ziel aller gesetzlichen
Regelungen zur Grünen Gentechnik.

In ihrem zweiten Antrag, nämlich zu den Einfuhrver-
boten und Schutzmaßnahmen, versuchen die Grünen mit
verschiedenen Winkelzügen, die mehrfach bestätigte Zu-
lassung der verschiedenen MON-Generationen erneut
auf die politische Bühne zu heben.

(Ulrike Höfken [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Jawohl!)

Es gibt nach meiner Meinung keine Grundlage dafür, die
Bewertung dieser Maissorten zu revidieren.

(Ulrike Höfken [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das werden Sie nächste Woche noch sehen!)

Sie haben vor Monaten schon einmal gesagt, Frau
Höfken, dass es neue Erkenntnisse gibt. Auch eine ge-
wissenhafte Recherche gibt das nicht her. Insgesamt hat
der Antrag offensichtlich das Ziel, Grüne Gentechnik zu
verhindern. Dem können und wollen wir uns nicht an-
schließen.

Lassen Sie mich zum Schluss, Frau Präsidentin, bitte
noch kurz die Grüne Gentechnik in einen globalen Zu-
sammenhang stellen. Es ist wichtig, denke ich, dass das
einmal deutlich gesagt wird.

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Allerdings sehr kurz, Herr Kollege.

Dr. Max Lehmer (CDU/CSU): 
Nach Aussagen führender Wissenschaftler müssen

wir uns in diesem Jahrhundert drei großen globalen He-
rausforderungen stellen: der Ernährungssicherung, der
Energieversorgung und der Gesundheit. Die Fakten
hierzu sind bekannt und sehr ernüchternd. Die Weltbe-
völkerung wächst exponentiell, das heißt 2050 werden
über 9 Milliarden Menschen diese Erde bevölkern.

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Herr Kollege, jetzt müssen Sie aber wirklich zum

Schluss kommen.
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Diese zu ernähren, mit Energie zu versorgen und ge-

sund zu erhalten, erfordert erhebliche Anstrengungen
auf allen Gebieten. Die Pflanze als Organismus ist von
zentraler Bedeutung, weil mit ihr diese beiden Ziele, Er-
nährungssicherung und Energiegewinnung, erreicht wer-
den können. 

(Ulrike Höfken [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Deswegen darf man auch nichts mehr
kaputtmachen!)

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Herr Kollege, Ihre Redezeit ist abgelaufen. 

Dr. Max Lehmer (CDU/CSU): 
Ich bin sofort fertig. – Die Anbauflächen gehen zu-

rück.

(Ute Kumpf [SPD]: Ihre Redezeit, Herr
Lehmer! Sie sind ein Frauenresistenter, und
das am 8. März!)

Das erfordert, dass man die Leistungsfähigkeit der
Pflanzen steigert, um diese große Herausforderung meis-
tern zu können. 

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP – Zuruf 
von der SPD: Drei Minuten überzogen!)

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Die nächste Rednerin ist die Kollegin Cornelia Pieper

für die FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP)

Cornelia Pieper (FDP): 
Sehr verehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und

Herren! Ich habe die Debatte gerade genau verfolgt 

(Zuruf von der SPD: Sehr löblich!)

und kann dem Kollegen Dr. Lehmer im Namen der FDP-
Fraktion nur zustimmen. Er hat wissenschaftlich fun-
dierte Argumente vorgetragen und sachlich geredet. Das
habe ich bei den vorhergehenden Rednern der Linken
sowie bei einigen von der SPD und den Grünen ver-
misst.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU – Dr. Matthias Miersch [SPD]:
Es hat nur einer von der SPD geredet!)

Ich ergreife heute als Forschungspolitikerin in dieser
Debatte das Wort, weil ich den dringenden Appell an die
Bundesregierung richten möchte: Reißen Sie die ideolo-
gischen Hürden bei der Behandlung dieses so wichtigen
Zukunfts- und Forschungsthemas nieder. Unsere Geset-
zesinitiative zeigt Ihnen den richtigen Weg. Ich hoffe
sehr, dass die Bundesregierung nicht nur mit einem Eck-
punktepapier, sondern sehr schnell mit einem eigenen
Gesetzentwurf zu Potte kommt. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Die Große Koalition hat in ihrem Koalitionsvertrag
festgeschrieben, das Gentechnikgesetz so zu verändern,
dass Forschung zur Grünen Gentechnik in Deutschland
auch mittels Freilandversuchen wieder ermöglicht
wird, damit die Chancen einer späteren wirtschaftlichen
Nutzung nicht vertan werden. Doch noch immer stehen
die Signale für die sogenannte Grüne Biotechnologie auf
Rot, obwohl die Kanzlerin immer wieder fordert, auch in
der Forschung mehr Freiheit zu wagen. 

Auf der einen Seite ist es doch so, dass die Bundesre-
gierungen die Forschung für die Grüne Biotechnologie
und die biologische Sicherheit gentechnisch veränderter
Pflanzen seit einem Jahrzehnt mit verschiedenen Pro-
grammen und durch gezielte Initiativen fördert. In die-
sem Zusammenhang sind die Initiativen des BMBF lo-
bend zu erwähnen. Allein um die Gefahren, die von
gentechnisch veränderten Pflanzen für Mensch und Um-
welt ausgehen, zu erforschen, hat die Bundesregierung
hohe finanzielle Beiträge geleistet. 

Auf der anderen Seite steht eine Front von Gegnern
von Freisetzungsversuchen, die bis in die CSU hinein-
reicht. Die Wortmeldungen von Herrn Söder gegen das
Eckpunktepapier seines Parteikollegen Seehofer zeigen
mir doch das in den Parteien dieser Bundesregierung
nach grünem Muster vorhandene ideologische Spek-
trum.

(Beifall bei der FDP)

Ich finde es befremdlich, wenn der Bundeslandwirt-
schaftsminister für die Bundesregierung ein Eckpunkte-
papier vorstellt und Herr Söder, der dieser Bundesregie-
rung ja auch angehört, 

(Ute Kumpf [SPD]: Was? Frau Pieper! Sie wa-
ren zu selten hier! Sie bringen etwas durchein-
ander!)

in dieser Woche im „Tagesspiegel“ mit den Worten zi-
tiert wird:

Ich bleibe ein grundsätzlicher Skeptiker der grünen
Gentechnik. Beim kommerziellen Anbau wäre ein
Moratorium das beste.

Da ich auch andere Stimmen aus der Koalition kenne,
frage ich mich: Was wollen Sie eigentlich? Bitte zeigen
Sie endlich klar auf, wohin Sie gehen wollen. 

Ich frage mich auch, wo heute eigentlich der Bundes-
landwirtschaftsminister, Herr Seehofer, ist. Was macht
der Bundeslandwirtschaftsminister am Internationalen
Frauentag,

(Heiterkeit bei Abgeordneten der SPD und
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN –
Carl-Ludwig Thiele [FDP]: Eine sehr be-
rechtigte Frage!)

wenn im Bundestag über ein Gentechnikgesetz diskutiert
wird? Er gehört eigentlich hierher. Wenn der Verbrau-
cherschutz- und Landwirtschaftsminister den Standort
Deutschland mit der Biotechnologie stärken will, wenn
er Forschungsfreiheit will, muss er auch für dieses Gen-
technikgesetz hier, im Bundestag, eintreten.
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(Beifall bei der FDP)

Der vorliegende Bericht meines Ausschusses, des
Ausschusses für Bildung, Forschung und Technikfolgen-
abschätzung, „Grüne Gentechnik – transgene Pflanzen
der 2. und 3. Generation“ öffnet vielleicht den Tunnel-
blick des einen oder anderen Kollegen. Ja, wir müssen
immer wieder sagen: Es geht nicht allein um gentech-
nisch veränderte Pflanzen, es geht um viel mehr. Allein
bei der Umsetzung der von allen hier im Haus geforder-
ten Biomassestrategie kann auf gentechnische Züch-
tungsmethoden nicht verzichtet werden. Sie braucht die
Bewährung auf dem Acker. 

Ich will an Staatssekretär Paziorek gerichtet sagen: Es
ist nicht so, dass Biotechnologie in der Bevölkerung nur
verpönt wird. Gerade hinsichtlich alternativer Energiear-
ten und Biokraftstoffen 

(Dr. Peter Paziorek, Parl. Staatssekretär: Nein, 
das ist klar!)

oder auch hinsichtlich der Roten Biotechnologie gibt es
große Chancen für den Innovationsstandort Deutschland
und eine außerordentlich große Akzeptanz in der Bevöl-
kerung.

(Ulrike Höfken [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist eine unzulässige Verknüpfung! –
Eine Frechheit, etwas positiv Besetztes damit
zu verbinden!)

Deswegen finde ich es von Ihnen, Frau Kollegin Höfken,
unverantwortlich, dass Sie immer wieder die Ängste
schüren und nicht auf die Chancen der Gentechnik hin-
weisen, vor allen Dingen was die Gesundheit und den
zukünftigen Forschungsstandort Deutschland betrifft. 

(Beifall bei der FDP – Ulrike Höfken [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Sie haben den Tun-
nelblick!)

Ich glaube, dass wir hier durchaus darauf achten soll-
ten, auch in Zukunft den Standort Deutschland – so sa-
gen Sie es sonst ja immer – nicht schlechtzureden, son-
dern alles daran zu setzen, eine Politik der Vernunft zu
machen, so wie es Herr Dr. Lehmer gezeigt hat. Dazu
bekenne ich mich. Man sollte in so einer Debatte wissen-
schaftlich fundierte Argumente vortragen und keine po-
pulistische, demagogische Debatte führen, wenn es um
Biotechnologie und Gentechnik geht. 

Wir Liberale sagen: Wir stehen für eine Politik der
Vernunft und für die Forschungsfreiheit in Deutschland. 

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Für die SPD-Fraktion erteile ich nun das Wort dem

Kollegen René Röspel. 

René Röspel (SPD): 
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und

Herren! Wieder einmal liegt uns ein FDP-Antrag vor, in

dem gefordert wird, das Gentechnikgesetz zu verändern.
Wir haben es bei vormaligen Diskussionen schon gese-
hen: Eines der tragenden Argumente der FDP ist – wie in
vielen anderen Bereichen auch –: Im Ausland passiert et-
was und wir dürfen den Anschluss nicht verpassen. Sie
schreiben, dass 

weltweit auf mehr als 90 Millionen ha

(Dr. Christel Happach-Kasan [FDP]: Einhun-
dert!)

gentechnisch veränderte Pflanzen angebaut wer-
den…

Der Biotech-Brief der Deutschen Industrievereini-
gung Biotechnologie – Frau Happach-Kasan, Sie erwäh-
nen es ja – korrigiert diese Zahl: 

Der Anbau gentechnisch veränderter (GV-)Pflanzen
hat 2006 erneut deutlich zugelegt. Die weltweite
Anbaufläche belief sich auf 102 Mio. Hektar. …
Gegenüber 2005 entspricht dies einem Zuwachs
von 13 Prozent. 

In der Tat, da geht das Ausland wirklich streng voran. 

Ich habe noch eine Meldung: In China sind erstmals
mehr als 30 Millionen Autos zugelassen. Das entspricht
gegenüber dem Jahr 2005 sogar einem Zuwachs von
24 Prozent. Wenn sie so weiterwachsen, werden sie in
5 Jahren 100 Millionen Autos zugelassen haben. 

Die Frage lautet also: Ist Wachstum allein die gute
Nachricht oder muss man nicht vielleicht ein bisschen
hinter die Kulissen schauen? Auch der Biotech-Brief
glaubt übrigens nicht, dass allein die Zahl die Nachricht
ist, und schiebt deswegen einige positive Beispiele Grü-
ner Gentechnik nach. Es wird geschrieben, dass auf den
Philippinen der Ertrag bei gentechnisch verändertem
Mais um etwa 13 Prozent höher lag als der beim konven-
tionellen Mais. Für Indien wird geschrieben, dass die Er-
träge gentechnisch veränderter Baumwolle deutlich ge-
steigert werden konnten. Das sind gute Nachrichten. 

Sie zitieren übrigens die Daten der ISAAA. Das ist
eine Organisation, die von namhaften Firmen wie
AgrEvo, Bayer, DuPont, Monsanto, Novartis und ande-
ren finanziert wird. Das sind die Konzerne, die mit der
Entwicklung und dem Anbau gentechnisch veränderter
Pflanzen Geld verdienen oder verdienen wollen. Das ist
zunächst nicht schlimm. 

(Dr. Christel Happach-Kasan [FDP]: Lo-
gisch!)

Nun kann man sagen, dass die Fakten auf dem Tisch
liegen. Dann erlebt man als engagierter Parlamentarier
aber auch andere Stunden. Ich wurde vom EED, dem
Evangelischen Entwicklungsdienst, besucht – er ist mei-
nes Wissens überwiegend von der Kirche finanziert –,
der ein paar Gäste mitbrachte. Das waren Bauern aus
Georgien, Argentinien, Brasilien, Tansania und Indien.
Das sind die Menschen, die gentechnisch veränderte
Pflanzen gekauft haben. Diese Gäste erzählten auf ein-
mal etwas ganz anderes. Sie erzählten von den Fehl-
schlägen mit gentechnisch veränderten Pflanzen. Sie er-
zählten von den Ernteausfällen, die sie nach dem Anbau
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gentechnisch veränderter Pflanzen haben. Sie erzählten,
dass der Einsatz von Schädlingsbekämpfungsmitteln ge-
stiegen statt – wie von den Konzernen versprochen – ge-
sunken ist. Sie erzählten, dass sie auf einmal niedrigere
statt höhere Erträge haben. Sie erzählen von den ver-
nichteten bäuerlichen Existenzen, weil eine nicht gelun-
gene Ernte in den Schwellen- und Entwicklungsländern
schlimmere Folgen nach sich zieht, als wir uns vorstel-
len können.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der
LINKEN)

Wem glaubt man denn jetzt? 

(Zuruf des Abg. Ulrich Kelber [SPD]: Die sind 
alle unwissenschaftlich vorgegangen!)

Da fand ich es interessant, dass sich das Max-Planck-In-
stitut für Molekulare Pflanzenphysiologie in Golm die-
ses Themas in der Studie „BT-Baumwolle in Indien –
Wirtschaftlicher Durchbruch oder Versagen auf der gan-
zen Linie?“ auch einmal angenommen hat. Genau da
wird auch gefragt: 

Wie passen diese äußerst widersprüchlichen Sicht-
weisen

– positive Darstellung auf der einen Seite und persönli-
che Erfahrungen, die etwas ganz anderes berichten, auf
der anderen Seite – 

zusammen? 

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Herr Kollege, gestatten Sie eine Zwischenfrage der

Kollegin Happach-Kasan?

René Röspel (SPD): 
Gern.

Dr. Christel Happach-Kasan (FDP): 
Kollege Röspel, wir haben ja schon öfter miteinander

über die Frage der Grünen Gentechnik diskutiert. Es ist
immer sehr gut, wenn man einen solchen Dialog fort-
setzt. Ich möchte Sie fragen, ob Sie außer den Einzelbei-
spielen, die der EED Ihnen präsentiert hat – der EED hat
ja eine ideologisch sehr gefestigte Position gegenüber
der Grünen Gentechnik; er lehnt sie nämlich ganz kon-
kret ab, das muss man einfach so sagen –, 

(Lachen beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN –
Zuruf von der SPD: Ganz im Gegensatz zur
FDP!)

auch wissenschaftliche Erkenntnisse kennen. Professor
Martin Quaim von der Universität Hohenheim, der sich
insbesondere mit den Ergebnissen des Anbaus gentech-
nisch veränderter Pflanzen in den Schwellenländern be-
schäftigt, hat dazu zum Beispiel genaue Ausführungen
gemacht. Kennen Sie diese Ausführungen? Kennen Sie
auch seine Untersuchung zu der Frage, welcher Anteil
des Gewinns den Firmen zukommt, zum Beispiel Mon-
santo, und welcher Anteil den Landwirten zukommt?
Der Untersuchung kann man beispielsweise entnehmen,

dass gerade in China und in Indien der Anteil, der den
Landwirten zukommt, sehr hoch ist, nämlich 70 bis
80 Prozent, und in Argentinien – das korrespondiert mit
dem, was Frau Höfken gesagt hat – der Gewinnanteil der
Landwirte nur 10 Prozent ausmacht. Kennen Sie diese
Untersuchung und in welcher Weise berücksichtigen Sie
sie bei Ihren Ausführungen?

(Ulrich Kelber [SPD]: Wie ist sie finanziert 
worden?)

René Röspel (SPD): 
Ich danke Ihnen für Ihre Frage. Ich kenne diese Un-

tersuchung. Sie gibt mir Gelegenheit, jetzt gleich noch
einmal aus der Veröffentlichung „BT-Baumwolle in In-
dien“ vom Juli 2006 auf der Internetseite des Max-
Planck-Instituts für Molekulare Physiologie in Golm zu
zitieren, das nicht als ausgewiesen unwissenschaftlich
oder ideologisch behaftet bekannt ist. Dort wird genau
diese Problematik aufgenommen. Es gibt nämlich Er-
gebnisse, die die eine Sichtweise stützen, und Ergeb-
nisse, die die andere Sichtweise stützen. Hier steht zu
den Erträgen von gentechnisch veränderter Baumwolle
in einigen Staaten Indiens geschrieben:

Durchschnittlich wurden in einigen Staaten 

(Ulrich Kelber [SPD]: Auf einigen Feldern!)

mit Bt-Baumwolle zwischen 45 % (2002) und 63 %
(2003) höhere Erträge erzielt.

Das sind die positiven Botschaften, über die auch in den
Biotech-Briefen berichtet wird. Auf der anderen Seite
gibt es die Erfahrungen aus anderen Regionen und ande-
ren Bereichen – in der Hohenheimer Studie wurde leider
wieder nur ein bestimmter Teil angeschaut –, dass die
Erträge deutlich geringer sind. So stand in einem Staat
am Ende ein um durchschnittlich 40 Prozent geringerer
Reingewinn bei der Ernte von gentechnisch veränderten
Pflanzen. Genau darauf will ich hinweisen. 

Wenn man sich die Literaturangaben im Biotech-
Brief und aus den Publikationen von Hohenheim an-
schaut sowie weitere Literatur und wissenschaftliche Ar-
beiten zu diesem Thema sortiert, dann entwickeln sich
zwei Stapel. Es ist eben nicht so, wie Sie vorhin sagten,
dass es bewiesen ist, dass es keine Probleme gibt. Viel-
mehr liegen auf einem Stapel die positiven Aussagen,
auf dem anderen Stapel die negativen Aussagen, wobei
die Aussagen in beiden Stapeln, meistens jedenfalls,
wissenschaftlich begründet sind. Am Ende dieses Stapel-
aufhäufens muss doch mindestens ein Zweifel stehen,
wer denn nun recht hat. Übrigens kann das das MPI
Golm auch nicht endgültig auflösen. Es entstehen eben
diese unterschiedlichen Aussagen aus dem Anhören Be-
troffener und aus dem Lesen wissenschaftlicher Arbei-
ten. Die negativen Aussagen sind ja auch wissenschaft-
lich fundiert; das muss man in der Tat zur Kenntnis
nehmen. 

Wenn man dann auch noch die Aussagen zu der Frage
sortiert, welche Auswirkungen eigentlich die Ausbrin-
gung gentechnisch veränderter Pflanzen hat – da haben
wir einen Erfahrungszeitraum von zehn Jahren; der ist in
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einem Bereich, wo die Evolution Millionen Jahre ge-
braucht hat, wirklich so kurz, dass er eigentlich kaum re-
levant ist –, dann entstehen neue Stapel: einerseits ein
Stapel, in dem wissenschaftlich begründete Hinweise
enthalten sind auf Resistenzentwicklungen nach Anbau
gentechnisch veränderter Pflanzen, auf die Schädigung
der Nichtzielorganismen, also der sogenannten Nütz-
linge, auf Auswirkungen auf die Böden und auf Aus-
kreuzungen, die insbesondere beim Raps relativ deutlich
machen, dass dieser kaum koexistenzfähig ist. Auf der
anderen Seite gibt es den Stapel mit den Gegengutach-
ten. Auch da bleiben schlicht und einfach Zweifel. 

Wir haben glücklicherweise beim Bundestag mit dem
Büro für Technikfolgenabschätzung ein Instrument, das
uns helfen kann, diese Zweifel aufzuarbeiten. Auf den
guten Bericht, der übrigens sehr ernüchternd endet, was
die Bilanzierung der gentechnisch veränderten Pflanzen
der zweiten und dritten Generation anbelangt, kann ich
aus zeitlichen Gründen nicht eingehen.

Immer wieder kommt das Argument: Aber schaffen
wir nicht Arbeitsplätze, wenn wir Gentechnik einfüh-
ren? – Auch dazu gibt es viel Literatur. Ich habe sie ein-
mal gesichtet und auch bei der Bundesregierung ange-
fragt. Vom Bundesministerium für Forschung habe ich
eine interessante Auskunft bekommen: In Deutschland
beschäftigen knapp 50 Unternehmen im Bereich der
Grünen Biotechnologie circa 1 200 Mitarbeiter. – Wenn
wir großzügig rechnen und die Menschen hinzuzählen,
die in den jeweiligen Abteilungen in den großen Konzer-
nen arbeiten, kommen wir in Deutschland vielleicht auf
10 000 Mitarbeiter. Im ökologischen Landbau sind mitt-
lerweile, Tendenz übrigens steigend, 150 000 Menschen
beschäftigt.

(Dr. Edmund Peter Geisen [FDP]: Forschung!)

Wir haben also das 15-fache an Arbeitsplätzen in einem
Bereich, der auf gentechnikfreien Anbau dringend ange-
wiesen ist.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der
LINKEN)

Bei einer Abwägung dieser Arbeitsplatzzahlen würden
wir sicherlich schnell zu der Auffassung kommen, dass
wir vernünftige Regelungen brauchen.

Willy Brandt hat vor über 40 Jahren – in Bonn, lieber
Herr Kelber – einmal gesagt: „Der Himmel über der
Ruhr muss wieder blau werden.“ Damals hat er sich mit
der sichtbaren Umweltverschmutzung befasst, mit dem
Ruß durch die Stahlerzeugung; den kenne ich als Ruhr-
gebietsmensch. Der Erfolg ist sichtbar: Der Himmel ist
blau geworden. Was man damals nicht sehen konnte,
waren die unsichtbaren Gefahren. Da gab es keine
Zweifel. Es gab auch keine Kenntnis, dass das farb- und
geruchlose Kohlendioxid sich im Laufe von Jahrzehnten
ansammeln und irgendwann eine Klimakatastrophe aus-
lösen könnte.

Wenn man bei einem Thema Zweifel hat – die hatte
man damals nicht, deshalb ist das auch kein Vorwurf;
aber heute muss man Zweifel haben, wenn man mit offe-

nen Augen durch die Landschaft geht –, dann gibt es
zwei Möglichkeiten, zu verfahren: Man kann mutig vo-
rangehen und das Risiko in der Hoffnung eingehen, dass
es gut gehen möge, oder man kann Alternativen suchen,
forschen und abwägen, inwieweit man vorangehen kann.
Bei Fragestellungen, bei denen man sich schadlos irren
kann, weil man die Entscheidung zurückrufen kann, ist
der erste Weg akzeptabel – mutig und risikobereit voran-
gehen. Bei Entscheidungen aber, die nicht mehr rückhol-
bar sind – und das ist die große Frage, ob es bei den gen-
technisch veränderten Pflanzen nicht um eine solche
geht; wie sollen sie zurückgeholt werden, wenn sie ein-
mal ausgebracht sind? –, gerät der erste Weg zum Lotto-
spiel, und das ist politisch nicht verantwortbar. In diesem
Fall ist der zweite Weg – risikoabwägend und absichernd
vorzugehen – der bessere.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der
LINKEN)

Wir sind als SPD-Fraktion der Auffassung, dass wir
den Weg gehen müssen, das Risiko richtig zu bewerten.
Wir wollen das im Sinne des Schutzes von Umwelt und
Mensch auch tun.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Nächste Rednerin ist die Kollegin Eva Bulling-

Schröter für die Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Eva Bulling-Schröter (DIE LINKE): 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Eine Mehrheit in diesem Land will kein Genfood. Ich
denke, das sollten Sie sich noch einmal auf der Zunge
zergehen lassen. In meinem Heimatland Bayern vergeht
keine Woche, in der nicht mindestens eine Veranstaltung
oder Demonstration zu diesem Thema stattfindet, Ende
des Monats wieder in Pfaffenhofen, dem Produktions-
standort der Firma Hipp, die sich sehr detailliert zu den
Risiken und zu ihrer Ablehnung geäußert hat.

Frau Happach-Kasan, ich sage Ihnen nur eines: Die
Menschen haben sehr wohl verstanden, und sie wollen,
dass die Politik endlich versteht. Das ist, denke ich, der
richtige Weg.

(Beifall bei der LINKEN)

Herr Kelber, Sie haben von Presseerklärungen ge-
sprochen. Stimmt; da haben wir vielleicht ein bisschen
wenig gemacht. Aber Presseerklärungen sind nicht alles.
Wir unterstützen die Initiativen vor Ort, und davon ha-
ben diese manchmal mehr.

(Beifall bei der LINKEN – Ulrich Kelber
[SPD]: Mit den vielen bayerischen Abgeord-
neten!)

Aber jetzt zu den Anträgen aus den Reihen der Oppo-
sition und dem TAB-Gentechnikbericht. Zum Antrag der
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FDP zur Änderung des Gentechnikgesetzes gibt es ei-
gentlich nicht viel zu sagen. Jedes gesprochene Wort
wäre eine unverhältnismäßige Aufwertung dieses indus-
triehörigen und verbraucherfeindlichen Vorschlages.

(Beifall bei der LINKEN)

Jetzt zum Bericht des Büros für Technikfolgenab-
schätzung beim Deutschen Bundestag. Um es kurz zu
fassen: Er ist ein Nackenschlag für alle, die große Hoff-
nungen in die Anwendung der Agrogentechnik haben.
Die Gefahren für Mensch und Umwelt nehmen in der
zweiten und dritten Generation eben nicht ab, sondern
zu. Der wirtschaftliche Nutzen ist fraglich. Ich kann
mich noch an das Gejammere der Industrie während un-
serer Anhörung erinnern.

Der Bt-Mais MON 810 steht europaweit in der Kri-
tik. Wir begrüßen hier die Maßnahmen der Länder Ös-
terreich und Ungarn.

(Beifall bei der LINKEN)

Beide Staaten haben aus berechtigten Zweifeln Konse-
quenzen gezogen und Regelungen geschaffen, die den
Anbau von MON 810 behindern. Erst wenn alle Unklar-
heiten beseitigt sind – falls das überhaupt möglich ist –,
könnte der transgene Mais dort angebaut werden. Ich bin
gespannt auf das Greenpeace-Gutachten.

Die Linke fordert hier grundsätzliche Lösungen. Es
muss europaweit die Möglichkeit geben, sich regional
und national gegen den Anbau transgener Kulturpflan-
zen auszusprechen. 

(Beifall bei der LINKEN)

Es kann nicht sein, dass eine Region, die diese Pflanzen
nicht will, durch europarechtliche Regelungen zum
Anbau gezwungen wird. Anbauverbote und Einfuhr-
beschränkungen sollten jedem europäischen Staat zur
Verfügung stehen. Gentechnikfreiheit bietet gerade den
europäischen Landwirtinnen und Landwirten echte Ver-
marktungschancen. Diese gilt es nicht zu zerstören.
Auch Sie wollen das doch nicht. 

(Beifall bei der LINKEN)

Thema Koexistenz. Die Grünen fordern im Antrag
eine europaweite Regelung – ein guter Vorschlag. Wir
fordern allerdings Klarheit, was unter Koexistenz eigent-
lich zu verstehen ist. Der Begriff wird genauso gedehnt
und missbraucht wie der Begriff Nachhaltigkeit seit Rio.
Folgt man der Logik von FDP, CDU/CSU und Mon-
santo, dann heißt Koexistenz, dass es quasi ein Recht auf
Kontamination des Nachbarn bis zu einem Anteil von
0,9 Prozent gibt. Das ist auf keinen Fall zu akzeptieren. 

Koexistenz bedeutet für die Linke ein Nebeneinander
ohne jegliche Kontamination, Verschleppung oder Ver-
mischung. Landwirtinnen und Landwirte der gentech-
nikfreien Produktion haben ein Recht auf ein Nebenei-
nander. Ein vermischtes Miteinander muss verhindert
werden. 

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Nur so ist die viel zitierte Wahlfreiheit der Kundinnen
und Kunden überhaupt möglich. Wer zahlt schon für ein
als gentechnikfrei gekennzeichnetes Produkt, wenn es
bis zu 0,9 Prozent Gentechnik enthalten kann?

(Beifall bei der LINKEN)

Die Nachweisgrenze liegt heute bei 0,005 Prozent.
Ich wiederhole: bei 0,005 Prozent. Daran muss man sich
orientieren. Können BASF, Monsanto und ihre Freunde
aus der Politik nicht garantieren, dass ihre Pflanzen nicht
in andere Kulturen auskreuzen – egal, wie groß ein Si-
cherheitsabstand auch sein mag –, dann sollten sie diese
auch nicht anbauen dürfen. Gentechnik muss sicher sein
oder sich vom Acker machen! Das verstehe ich unter
Koexistenz. Das bedeutet ein wirkliches Nebeneinander.

Ganz kurz noch zu den Freisetzungsexperimenten.
Grundsätzlich sieht die Fraktion Die Linke Forschung an
transgenen Pflanzen in Bezug auf Auskreuzungen, Ver-
schleppung und sonstige Kontamination genauso kri-
tisch wie beim kommerziellen Anbau.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN)

Wir teilen die Kritik vor allem in Bezug auf Haftung,
Referenzmaterial und Forschungsbedarf. Der Aspekt
„Bienen und Gentechnik“ muss noch mehr im Vorder-
grund stehen. 

Forschung im offenen System ist immer risikobehaf-
tet; eine hundertprozentige Sicherheit kann es nicht ge-
ben. Wir brauchen den Schutz von Mensch und Tier.
Die Rolle der grünen Gentechnik in diesem Zusammen-
hang ist sehr fraglich.

Noch eine Bemerkung zu den Ausführungen von Frau
Pieper: Sie hat gesagt, es gehe um mehr. Das stimmt: Es
geht um die Verantwortung, um Verbraucherrechte und
auf der anderen Seite um Millionengewinne von großen
Konzernen. Sie haben die Wahl. 

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN –
Dr. Christel Happach-Kasan [FDP]: Und es
geht um Arbeitsplätze!)

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Nächste Rednerin ist die Kollegin Elvira Drobinski-

Weiß für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Elvira Drobinski-Weiß (SPD): 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Sehr geehrte Damen und Herren von der FDP, Sie haben
uns heute hier den Entwurf für ein Gentechnikgesetz
vorgelegt, das unserem obersten Ziel, nämlich dem
Schutz von Mensch und Umwelt, und dem Vorsorge-
grundsatz widerspricht, das die Koexistenzfragen aus-
schließlich zulasten der gentechnikfreien Lebensmittel-
produktion und damit zulasten der Wahlfreiheit der
Verbraucher regelt, das gegen EU-Recht verstößt, das
auf Geheimniskrämerei statt auf Transparenz setzt und
das damit nicht geeignet ist, das Vertrauen und die Ak-
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zeptanz der Verbraucherinnen und Verbraucher gegen-
über der Grünen Gentechnik zu fördern.

(Beifall bei der SPD)

Ich nenne es deshalb ein Akzeptanzverhinderungsgesetz.
Damit erweisen Sie der Lebensmittelwirtschaft, aber
auch der Biotechnologiebranche und der Forschung ei-
nen Bärendienst. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Wi-
derspruch bei der FDP)

Dass Sie als Erstes die ethischen Werte aus dem Gen-
technikgesetz streichen wollen, spricht für sich selbst.
Dass Sie damit nichts Konkretes verbinden können,
glaube ich gern. Aber der wiederholte Versuch, den Be-
griff des Inverkehrbringens umzudefinieren und die
Weitergabe von Auskreuzungsprodukten aus Freiset-
zungsversuchen ohne entsprechende Genehmigung zu
ermöglichen, macht mich langsam wütend. 

(Cornelia Pieper [FDP]: Das gibt es übrigens 
schon seit Millionen Jahren!)

Dass die EU-Kommission inzwischen mehrfach be-
stätigt hat, dass solche Produkte nicht weitergegeben
werden dürfen, kann doch auch Ihnen, meine Damen
und Herren von der FDP, nicht entgangen sein. Das ist
nicht nur ein Verstoß gegen EU-Recht. Das widerspricht
auch dem Vorsorgegrundsatz und dem obersten Ziel,
dem Schutz des Menschen und der Umwelt. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Beinahe schon amüsant finde ich Ihre Erklärung, dass
von kleinteiligen, parzellierten Anbaumaßnahmen auf
Versuchsfeldern keine Auswirkungen auf die Nach-
barschaft ausgehen können. Da kann man nur hoffen,
dass die GVOs auch wissen, dass sie sich auf kleinen
Versuchsfeldern befinden, und sich daran halten, dass sie
deshalb nicht auskreuzen dürfen. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD –
Dr. Christel Happach-Kasan [FDP]: Haben Sie
sich das mal angeguckt?)

Ein wirkliches Highlight aber ist die Passage in der
Begründung zu Nr. 8. Dort heißt es, dass eine gentechni-
sche Veränderung auch durch Kreuzung, natürliche Re-
kombination oder andere Arten der Vermehrung übertra-
gen werden kann. Eine derartige Übertragung könne
aber – ich zitiere –

nur dann zur Entstehung eines gentechnisch verän-
derten Organismus führen, wenn die Übertragung
absichtlich bewirkt wird, also das Ergebnis einer
Herstellung ist. 

Da zufällige Auskreuzungen nicht das Ergebnis eines
„finalen menschlichen Steuerungsprozesses“ sind – die-
ses Wortmonster stammt aus dem Gesetzentwurf der
FDP –, handelt es sich nach Ihrer Definition dann auch
nicht um gentechnische Veränderungen. Das ist zwar
eine sehr kreative Definition; aber es ist der blanke Un-
sinn.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Die Probleme der Koexistenz der verschiedenen Anbau-
formen lassen sich nicht mit Ihrem Ansatz lösen, dass
nicht sein kann, was nicht sein darf. Hier offenbart sich,
dass Sie keine Lösungen anzubieten haben.

In der letzten Woche bin ich auf einer sehr interessan-
ten Veranstaltung zur Weißen Biotechnologie gewesen.
Ein enormes Potenzial zum Schutz von Umwelt und
Ressourcen und zur Schaffung von Arbeitsplätzen steckt
in diesem Bereich, welches bisher viel zu wenig genutzt
wird – und das, obwohl Deutschland in Sachen For-
schung und Technik die Nummer eins in Europa und
weltweit die Nummer zwei gleich hinter den USA ist.
Zum wiederholten Male habe ich dort gehört, dass die
Zurückhaltung in diesem Bereich nichts mit dem Gen-
technikgesetz zu tun hat, sondern mit mangelnder Inves-
titionsbereitschaft. Das ist umso erstaunlicher, als die
Weiße Gentechnik im Gegensatz zur Grünen Gentechnik
nicht mit Akzeptanzproblemen zu kämpfen hat. 

Im Unterschied zur Anwendung in der Medizin, also
zu der der Roten Gentechnik, und zur Anwendung von
gentechnisch veränderten Mikroorganismen in der In-
dustrie, also zu der der Weißen Gentechnik, findet die
Anwendung in der Landwirtschaft – hier geht es um die
Grüne Gentechnik – nicht im Labor, sondern im offenen
System, im Freiland statt. Deshalb muss hier verantwor-
tungsvoll und mit besonderer Vorsicht vorgegangen wer-
den.

(Beifall bei der SPD)

Auf dieser Veranstaltung wies ein Teilnehmer zu
Recht darauf hin, dass diese besondere Vorsicht beim
Umgang mit der Gentechnik im Freiland und der Schutz
der biologischen Vielfalt vor gentechnisch veränder-
ten Organismen enorm wichtig sind, damit die Gen-
technik weiter für die Biotechnologie genutzt werden
kann. Die Möglichkeiten der Biotechnologie speisen
sich aus der biologischen Vielfalt. 

Auch deshalb setzen wir konsequent auf die Vermei-
dung von GVO-Verunreinigungen. Das fängt beim Saat-
gut an: Kennzeichnung ab Nachweisgrenze. Wo Gen-
technik drin ist, soll das auch draufstehen.

Das geht weiter mit Sicherheitsmaßnahmen beim An-
bau von gentechnisch veränderten Pflanzen, die die Ver-
hinderung von Verunreinigungen zum Ziel haben und
nicht die Einhaltung eines Kennzeichnungsschwellen-
wertes von 0,9 Prozent. Beim Anbau von gentechnisch
verändertem Mais halten wir aus Vorsorgegründen einen
Sicherheitsabstand von 300 Metern zu konventionell
und ökologisch bewirtschafteten Flächen für nötig. Da-
mit liegen wir sogar unterhalb des europäischen Durch-
schnitts, der für ökologisch bewirtschaftete Flächen bei
rund 330 Metern liegt.

Wichtig ist, dass auch für Schäden unterhalb des
Kennzeichnungsschwellenwertes von 0,9 Prozent ein
Ausgleich möglich sein muss. Wir wollen nicht, dass die
Geschädigten auf den Kosten sitzen bleiben, wenn ihre
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Produkte nicht oder nur zu einem geringeren Preis ver-
kauft werden können, weil sie GVO-Anteile enthalten.

(Beifall bei der SPD)

Das ist ein Erfordernis der Realität am Markt. Die
Abnehmer sichern sich ab: Sie verlangen von ihren Zu-
lieferern Nachweise über die GVO-Freiheit ihrer Pro-
dukte oder über die Einhaltung von Grenzwerten deut-
lich unter 0,9 Prozent.

Testmessungen werden also Standard werden. Solche
Tests sollten nicht zulasten der GVO-freien Anwender
gehen; sie sollten vielmehr den GVO-Anwendern vorge-
schrieben werden. Im Umfeld der GVO-Anbauflächen
vorgenommen, können solche Tests sicherstellen, dass
GVO-Verunreinigungen direkt auf dem Acker erkannt
werden und nicht erst im Laufe der Produktion oder am
Ende der Warenkette.

(Beifall bei der SPD)

Kolleginnen und Kollegen, der Schutz vor GVO-Ein-
trägen und das frühzeitige Erkennen von Verunreinigun-
gen sind von enormer Bedeutung für die Verbraucher
und für die Lebensmittelbranche. Wir dürfen hier keinen
Vertrauensverlust riskieren. Daran hängen auch viele Ar-
beitsplätze. Der Kollege Röspel hat schon darauf hinge-
wiesen.

Wie wichtig es ist, dass auch die Wirtschaft davor ge-
schützt wird, zeigt ein aktuelles Beispiel aus den USA.
Dort wurde ein herkömmlicher Reis der Firma BASF
vom Markt genommen, weil er GVO-Material eines
Liberty-Link-Reises der Firma Bayer enthielt. Die Ent-
fernung dieses Reises vom Markt wird nach Angaben ei-
nes Sprechers von BASF zu Umsatzausfällen in Millio-
nenhöhe führen.

Es gibt also gute Gründe, auch im Interesse der Wirt-
schaft und der Biotechnologiebranche sehr vorsichtig
mit der Grünen Gentechnik umzugehen. Der Gesetzent-
wurf der FDP wird dem in keiner Weise gerecht. Wir
lehnen ihn ab.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Das Wort hat die Kollegin Bärbel Höhn für die Frak-

tion des Bündnisses 90/Die Grünen.

Bärbel Höhn (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Wir führen gerade eine sehr engagierte und sehr kontro-
verse Debatte. Das hat seinen Grund. Es geht nicht um
irgendeine Lappalie, sondern um ein entscheidendes
Thema. Es geht um die Frage – diese steht zur Entschei-
dung an –: Können wir in Deutschland und in Europa
auch in Zukunft gentechnikfrei produzieren, ja oder
nein?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD –

Dr. Christel Happach-Kasan [FDP]: Darum
geht es nicht!)

Das ist eine entscheidende Frage, meine Damen und
Herren. Wenn wir bei dieser Technik falsche Entschei-
dungen treffen, dann gibt es kein Zurück mehr. Dass das
nicht nur eine Theorie, sondern die Praxis ist, sehen wir
in Kanada. Das große Kanada – schauen Sie einmal auf
die Karte, wie groß Kanada und wie klein Deutschland
ist! – kann heutzutage keinen gentechnikfreien Raps
mehr liefern. Weil dort falsche Entscheidungen getroffen
worden sind, gibt es in Kanada die Koexistenz beim
Raps nicht mehr.

Diese Erfahrungen müssen wir weltweit machen. Üb-
rigens profitieren unsere Rapsbauern momentan davon.
Raps wird ja nicht nur für die Energiegewinnung ver-
wendet. Die Tatsache, dass gentechnikfreier Raps zuneh-
mend in der Lebensmittelproduktion eingesetzt wird,
führt dazu, dass für gentechnikfreien Raps heute ein hö-
herer Preis erzielt wird als zu der Zeit, als dieser noch
nicht so knapp war. Es handelt sich also um einen Wett-
bewerbsvorteil für die Bauern in Deutschland.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Im Hinblick auf die Frage, ob wir in Zukunft noch
gentechnikfrei werden produzieren können, ist der
Abstand von entscheidender Bedeutung. Frau Happach-
Kasan, Sie sagen – ich erinnere mich sehr genau an eine
Presseerklärung vom Juni letzten Jahres –, bei Mais
– was natürlich etwas anderes ist als Raps – reicht ein
Abstand von nur 70 Metern, weil damit der Grenzwert
der EU von 0,9 Prozent eingehalten werden kann. Sie le-
gen einen Abstand fest, mit dem die Kontamination der
Nachbarfelder in möglichst großem Ausmaß stattfinden
kann. Für Sie ist der Grenzwert ein Türöffner für die
Gentechnik in Deutschland. Uns reicht ein solcher Ab-
stand nicht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Denn der Grenzwert von 0,9 Prozent hat einen Zusatz,
den Sie offensichtlich nicht beachten. Ihre Position, den
Abstand auf 70 Meter zu bemessen, ist EU-rechtswidrig.
Im Zusatz heißt es nämlich, dass 0,9 Prozent ohne eige-
nes Verschulden eingehalten werden müssen. Mit Ihrer
Abstandsbemessung führen Sie eine Verschuldung her-
bei und stellen die 0,9 Prozent als Normalfall dar.

Herr Seehofer will jetzt einen Abstand von
150 Metern. Dazu sage ich Ihnen: 150 Meter Abstand
sind zu wenig, weil auch damit eine bewusste Kontami-
nation von Nachbarfeldern in Kauf genommen wird. Das
darf nicht sein.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

In solchen Zusammenhängen orientiere ich mich im-
mer an der Wirtschaft. Ich weiß, dass Monsanto seinen
Vertragsbauern einen Abstand zu den Biofeldern von
300 Metern vorschreibt. Die Bauern müssen sich zur
Einhaltung dieses Abstands schriftlich verpflichten. Ich
frage daher: Warum fällt die Bundesregierung hinter den
Abstand, den Monsanto für nötig hält, zurück? Ich habe
für dieses Vorgehen kein Verständnis, insbesondere des-
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halb nicht, weil die meisten anderen Länder der EU
mehr als 150 Meter vorschreiben. Richten Sie sich nach
den Vorgaben der anderen Länder und nehmen Sie sich
an deren Vorsorgeprinzip ein Beispiel! Sie wollen näm-
lich so ihre Bevölkerung schützen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich möchte noch kurz auf die Freisetzungsversuche
eingehen. Davon handelt auch unser Antrag. Herr
Lehmer, ich halte das, was Sie hier veranstaltet haben,
für unzulässig. Ich behaupte – das wiederhole ich hier
sehr deutlich –: Momentan lassen Sie Freisetzungsversu-
che zu, die provokativ sind.

(Peter Bleser [CDU/CSU]: Auf der Grundlage 
der von Ihnen geschaffenen Regelungen!)

Wenn Sie aus dieser meiner Bemerkung schließen – was
Sie eben getan haben –, ich würde Menschen zu Feld-
zerstörungen auffordern, dann muss ich sagen: Das ist
unzulässig; denn das ist ein Totschlagargument. Jede
Kritik an Freisetzungsversuchen wird von Ihnen sofort
mit der Aufforderung zur Felderzerstörung gleichge-
setzt. Diese Argumentation lasse ich nicht zu. Man muss
Kritik an diesen Freisetzungsversuchen äußern dürfen,
und das tun wir.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
sowie der Abg. Eva Bulling-Schröter [DIE
LINKE] – Ulrike Höfken [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN]: Und zu Recht!)

Wenn Sie Freisetzungsversuche von gentechnisch
veränderten Kartoffeln mit pharmakologischer Wirkung
zulassen, dann lassen Sie die Anpflanzung von Medika-
menten zu und nichts anderes. In den USA und Kanada
wird diskutiert, solche Versuche nur in geschlossenen
Systemen und strikt getrennt von der Umwelt und der
Lebensmittelkette zu ermöglichen. Warum wollen Sie
hierzu den freien Feldversuch? Das geht nicht.

(Dr. Christel Happach-Kasan [FDP]: Warum 
denn nicht?)

Am Ende meiner Rede sage ich: Die Argumente von
Ihnen allen, insbesondere von Ihnen, Frau Happach-
Kasan, finde ich unterirdisch. Sie, wie auch Herr
Lehmer, präsentieren sich als Vertreter der Gentechnolo-
gie, von Genfirmen und achten nicht auf die Interessen
der Bevölkerung. Das ist nicht im Sinne Ihres Mandats
im Deutschen Bundestag.

Danke schön.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD – Manfred
Grund [CDU/CSU]: Ein unglaublicher Vor-
wurf!)

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Nächster Redner ist der Kollege Peter Bleser für die

Fraktion der CDU/CSU.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Peter Bleser (CDU/CSU): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Was ist

Grüne Gentechnik?

(Ulrike Höfken [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Agrogentechnik heißt das!)

Grüne Gentechnik ist im Grunde nichts anderes als eine
andere Form der Züchtung, die schneller, gezielter und
breiter in der Anwendung ist.

(Beifall der Abg. Dr. Christel Happach-Kasan
[FDP] – Ulrike Höfken [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN]: So ein Quatsch! – Ulrich
Kelber [SPD]: Ach, Peter!)

Seit Jahrtausenden finden in der Natur Mutationen statt.
Pflanzen haben sich verändert, um sich den neuen Be-
dingungen anzupassen.

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Herr Kollege, gestatten Sie eine Zwischenfrage der

Kollegin Höhn?

Peter Bleser (CDU/CSU): 
Auf Sie, Frau Höhn, komme ich gleich zu sprechen.

1980 hat das Max-Planck-Institut zum ersten Mal in
Deutschland einen Gentechnikversuch durchgeführt, der
gelungen ist.

(Ulrike Höfken [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Und genau der ist gleich schiefgegan-
gen! – Gegenruf der Abg. Dr. Christel
Happach-Kasan [FDP]: Nein, ist er nicht!)

Mithilfe eines Agrobakteriums wurde ein anderes Gen in
eine Zelle eingebracht. 1996 begann in den Vereinigten
Staaten von Amerika der kommerzielle Anbau. Heute
werden weltweit 100 Millionen Hektar Land gentech-
nisch bestellt. 10,3 Millionen Landwirte bauen in 22 Län-
dern solche Pflanzen an.

Der Zuwachs ist rasant. Es sind 2006 12 Millionen
Hektar mehr als im Jahr davor. Allein in Indien wird auf
3,8 Millionen Hektar Land Baumwolle angepflanzt, die
gentechnisch verändert ist. In Deutschland haben wir ge-
rade einmal 1 000 Hektar. Jetzt können wir natürlich sa-
gen: 10,2 Millionen Bauern irren. Wir können auch sa-
gen: 22 Länderregierungen irren.

(Ulrich Kelber [SPD]: Oder die anderen Bau-
ern haben Recht!)

Wir können uns aber auch fragen: Soll am deutschen
Wesen die Welt genesen?

(Zurufe von der SPD: Oh!)

Oder kann es sein, dass wir uns hier ein Stück verrennen,
zumindest in Teilen dieses Parlamentes und in der Öf-
fentlichkeit?

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Kirsten 
Tackmann [DIE LINKE]: Mein Gott!)

Wir müssen den Menschen draußen einmal erklären,
was überhaupt stattfindet. Da wird eine Maissorte ge-
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züchtet, die den Schädling Maiszünsler abhält und eine
chemische Behandlung erübrigt. 

(Ulrike Höfken [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Ja, aber die isst du dann mit, Mensch!)

Da wird eine Baumwolle gezüchtet, die schon in der
Pflanze die Färbung ermöglicht und damit später inten-
sive chemische Prozesse vermeiden hilft. Da wird zum
Beispiel aktuell in Mecklenburg-Vorpommern ein Frei-
setzungsversuch durchgeführt, bei dem es gelingen soll,
Choleraimpfstoffe in Kartoffeln zu erzeugen.

(Ulrike Höfken [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Toll!)

Auch in den Vereinigten Staaten, wo man mit pflanzen-
schutzresistenten Sorten begonnen hat, hat man dies ja
nicht ohne Grund getan. Das Ziel war, pfluglos arbeiten
zu können und damit die Bodenerosion zu vermeiden.
Das war doch der Grund, warum diese Technologie dort
genutzt wird.

In der Forschung geht es ja weiter. Wir haben erste
Ansätze für energiehaltigere Pflanzen – im Rahmen der
Klimadiskussion eine ganz entscheidende Entwicklung.
Wir haben den Versuch, Proteinanteile in den Pflanzen
zu erhöhen. Proteinmangel ist ein Problem in vielen
Ländern dieser Erde. Wir haben einen Versuch mit Kar-
toffeln, bei dem wir den Stärkegehalt und die Form der
Stärke verändern, was dazu führt, dass wir kompostier-
bare Materialien schaffen können. Das sind alles Dinge,
die sehr hoffnungsvoll sind, die der Umwelt nutzen, die
der Welternährung nutzen, die der Gesundheit nutzen.
Wir müssen den Menschen doch einmal sagen, was das
Ziel dieser Technologie ist.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Es geht hierbei nicht nur um wirtschaftlichen Profit.

(Ulrike Höfken [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Alles gute Menschen!)

Ich weiß natürlich auch, dass 72 Prozent der Bevölke-
rung – von mir aus auch 80 Prozent – Ängste gegenüber
dieser neuen Technologie haben.

(Ulrich Kelber [SPD]: Ablehnung, nicht
Ängste! – Ulrike Höfken [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN]: Zu Recht!)

Man muss diese Ängste ernst nehmen, und man muss sie
auch entkräften. Dabei muss man sehr solide vorgehen.
Das darf aber nicht ideologisch sein, Frau Höhn, sondern
das muss man mit wissenschaftlichen, belastbaren Er-
kenntnissen machen,

(Beifall bei der CDU/CSU – Bärbel Höhn
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Genau das,
Herr Bleser!)

die auch Bestand haben und nicht irgendwelchen politi-
schen Zielen untergeordnet werden. Eine ideologische
Instrumentalisierung dieser verheißungsvollen Techno-
logie wird uns in Deutschland nicht weiterführen.

Dieses Parlament hat 1984 übrigens eine Enquete-
Kommission eingesetzt, die sich genau mit diesen Fra-

gen der Gentechnik beschäftigt hat. 1987 wurde das Er-
gebnis dieser Kommission vorgelegt, und diese Techno-
logie wurde begrüßt. Aufgrund dieser Arbeiten ist
übrigens das strenge System entstanden, das bei uns
auch heute noch – auch durch die Europäische Union –
etabliert ist, nämlich sehr strenge Voraussetzungen und
Sicherheitsvorschriften in Form von Stufen, vom Labor
über Gewächshäuser bis zu Freisetzungsversuchen. Das
dient doch nur der Sicherheit und nicht dem Gegenteil,
wie hier viele unterstellen.

2001 ist die Freisetzungsrichtlinie in Brüssel be-
schlossen worden. Da waren wir nicht an der Regierung,
Frau Höhn und Frau Höfken. Künast und andere haben
diesen Beschluss mit herbeigeführt.

(Ulrike Höfken [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Dann halten Sie die Richtlinie auch
ein!)

2004 hat hier eine andere Koalition die Umsetzung der
europäischen Freisetzungsrichtlinie beschlossen. Auch
das muss man den Menschen sagen. Aufgrund dieser
Rechtsetzung findet heute gentechnisch veränderter An-
bau in Deutschland statt. Wir gehen jetzt daran – das ist
sehr zu loben und hervorzuheben –, dieses Recht so zu
verändern, dass es praktikabler wird und dass die Sicher-
heit für Anbauer und Verbraucher besser wird, nicht
schlechter.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Das ist unser Ansatz. Deswegen wollen wir uns hier auf
der Grundlage des im Kabinett verabschiedeten Eck-
punktepapiers in den nächsten Wochen zusammenset-
zen.

Herr Kollege Kelber, da stimme ich mit Ihnen voll
überein: Die Linie ist jetzt festgelegt. Wir müssen uns
mit den Fragen, die Sie angesprochen haben, auseinan-
dersetzen. Ich bin der festen Überzeugung: Wenn wir
nach der Maxime vorgehen, niemandem etwas vorzu-
schreiben, sondern den Rahmen so zu setzen, dass die
Verbraucher die Entscheidungsmöglichkeit behalten,
gentechnisch veränderte Produkte zu kaufen oder nicht,
und dass die Anbauer die Entscheidungsmöglichkeit be-
halten, gentechnisch veränderte Pflanzen anzubauen
oder nicht, 

(Ulrich Kelber [SPD]: Sie müssen es aber auch 
ernten können, nicht nur anbauen!)

dann können wir einen Konsens finden, der in der Be-
völkerung verstanden wird. 

Dass es da unterschiedliche Einschätzungen gibt,
Kollege Kelber, ist völlig normal. Ich bin da der gleichen
Meinung wie Ihr Kollege Rainer Wend, der sagt:
150 Meter Abstand sind bei guter fachlicher Praxis satt
ausreichend.

(Ulrich Kelber [SPD]: Einzelmeinung!)

– Diese Meinung können Sie akzeptieren oder nicht. –
Für mich ist entscheidend, dass diese Grenzen, wenn
Nachbarn diese Produkte anbauen, im Sinne der Prakti-
kabilität auch unterschritten werden können.
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Der FDP geht es auch um die Ächtung der Zerstö-
rung von Feldern, insbesondere von Versuchsfeldern.
Ich kann das nur nachdrücklich unterstützen. Wir müs-
sen gemeinsam gegen die vorgehen, die hier Recht bre-
chen wollen. Frau Höhn, ich bin sehr dankbar, dass auch
Sie sich hier in dieser Form positioniert haben.

(Bärbel Höhn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:
Das haben wir schon immer gemacht! Das
wissen Sie doch!)

Wir müssen diese Forschung ermöglichen, um die
Rechtssicherheit und die Sicherheit für das Produkt, die
wir alle wünschen, herzustellen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP)

Ich will wie mein Kollege Lehmer die Bundesregie-
rung, aber auch uns im Parlament, ebenso die Wirtschaft
und die Medien auffordern, einen Zusammenhang, der
so komplex ist, wie es diese Technologie nun einmal ist,
so darzustellen, dass die Bevölkerung versteht, worum
es geht,

(Dr. Kirsten Tackmann [DIE LINKE]: Die
versteht das schon! – Ulrike Höfken [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Die versteht das sehr
gut!)

dass ihr die Ängste genommen werden und dass der Be-
völkerung auch die Chance gegeben werden kann, die
Vorteile – die eindeutig vorhanden sind – zu nutzen.

Ich komme zum Schluss. Wir wollen einen Rechts-
rahmen setzen, der Wahlfreiheit und Koexistenz ermög-
licht. Wir wollen die Forschung hier halten; denn nur wo
die Forschung ist, werden auch die dazugehörigen Un-
ternehmen langfristig bleiben. Verhalten wir uns so, dass
uns zukünftige Generationen nicht den Vorwurf machen
können, eine tolle Chance vertan zu haben! Das sollte
unser Anspruch sein.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU – René Röspel [SPD]: 
Eine Chance genommen zu haben!)

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Letzter Redner in dieser Debatte ist der Kollege

Dr. Matthias Miersch für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Dr. Matthias Miersch (SPD): 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Zum Schluss sprechen zwei Praktiker: der Kollege
Bleser aus landwirtschaftlicher Sicht, ich aus juristischer
Sicht. Wir haben uns seit Jahren mit der Problematik
auseinandersetzen können. Lassen Sie mich vorweg sa-
gen: Ich glaube, es ist unstreitig, dass wir hier in die Zu-
kunft blicken und tatsächlich sichere Regelungen auf
diesem Gebiet erreichen wollen.

Wir haben im Koalitionsvertrag in diesem Zusam-
menhang zwei feste Grundwerte vereinbart, nämlich den

Grundsatz der Koexistenz und den Grundsatz der Wahl-
freiheit.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Ich meine, dass sich alle Regelungen und alle Novellie-
rungen des Gentechnikgesetzes an diesen Grundwerten
messen lassen müssen.

Es ist manchmal ratsam, im Rahmen einer Gesetzes-
beratung die bisherige Praxis zu betrachten und sie aus-
zuwerten.

(Beifall des Abg. Klaus Uwe Benneter [SPD])

Da müssen wir uns vor allem zwei Bereiche vornehmen
– denn vieles von dem, was wir lesen, sind nur Hypothe-
sen, und bewiesen ist nichts –: Der erste Bereich ist der
Forschungsbereich. Wird die Forschung behindert, wie
es manchmal heißt? Der zweite Bereich ist die tatsächli-
che Praxis.

Bei der Forschung geht es primär um die Freiset-
zungsversuche. Ich will jedem, der sagt, dass das Gen-
technikgesetz hier zu eng sei, empfehlen, die bisherige
Rechtsprechung zur Kenntnis zu nehmen. Gerichte hier
in Berlin – die zuständigen Behörden saßen hier – haben
sich mit Klagen von Menschen beschäftigt, die versucht
haben, Freisetzungen auf rechtlichem Wege zu verhin-
dern. Diese Bürger sind mit ihrer Klage fast nicht über
die Stufe der Zulässigkeit hinausgekommen. Mir sind je-
denfalls nur ganz wenige Verfahren bekannt, die auf
diese Art und Weise infrage gestellt werden konnten.

Auch gehört dazu, dass wir uns anschauen, ob einige
der beabsichtigten Freisetzungsversuche eigentlich
dem Koexistenzgedanken entsprechen, den wir ja zu-
sammen vereinbart haben. Ich will dabei ganz konkret
auf den aktuellen Freisetzungsversuch in Gatersleben
eingehen. Worum geht es? Es geht um die Freisetzung
von gentechnisch verändertem Weizen, und zwar in der
Nachbarschaft einer Genbank, in der jahrhundertealte
Sorten erhalten und zur Erhaltung freigesetzt werden
bzw. in Freilandanbauen gesichert werden. In dieser
Nachbarschaft wird der Freisetzungsversuch stattfinden.
Ich finde es bedenklich – das sage ich an dieser Stelle
auch an die Adresse des Ministeriums –, dass es in ei-
nem Brief des Bundesamtes für Verbraucherschutz und
Lebensmittelsicherheit an das entsprechende Institut
heißt:

Unabhängig von der Erteilung der Freisetzungsge-
nehmigung halte ich es aufgrund der vielen Ein-
wendungen mit Bezug auf die räumliche Nähe zur
Genbank für geboten, den Standort für die Vermeh-
rung der Genbankakzessionen zu verlagern.

(René Röspel [SPD]: Unglaublich!)

Hier wird verlangt, dass jahrhundertealtes Kulturgut dem
Forschungsdrang weichen soll. Das widerspricht aus
meiner Sicht klar dem Grundsatz der Koexistenz.

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
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Ich halte es für unangemessen und der Sache nicht dien-
lich, wenn man sich genau diesen Bereichen zuwendet.
Warum sucht man sich nicht andere Gebiete, die es zwei-
fellos gibt? Warum lässt man es hier auf den Crash an-
kommen? Das verstehe ich, ehrlich gesagt, nicht.

(Dr. Christel Happach-Kasan [FDP]: Es gibt 
keinerlei Gefährdung!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, nun ein Blick in die
Praxis – der Kollege Bleser kennt die Befürchtung vieler
Berufskolleginnen und -kollegen; ich bin mir allerdings
nicht immer sicher, ob die Spitze des Deutschen Bauern-
verbandes hier wirklich für die Mehrheit der Landwirte
spricht –:

(Ulrich Kelber [SPD]: In Bayern nicht!)

Wenn man sich damit beschäftigt, welche Probleme ein
Landwirt schon heute hat, wenn er Schädigungen an
seinem Saatgut geltend machen will, dann stellt man
fest, dass er vor juristischen Hürden steht, die fast nicht
zu überwinden sind. Halten wir uns nur einmal vor Au-
gen, was es bedeutet, wenn in einer Stadt oder einem
Dorf ein Landwirt gegen einen anderen Landwirt prozes-
sieren muss. 

In einem solchen Fall geht es um die Fragen: War
dein Saatgut zuerst „verseucht“? Ist das vielleicht durch
falschen Umgang mit Maschinen geschehen? Hast du
das also selbst und auf deinem eigenen Hof verursacht?
All diese Fragen sind juristisch hochproblematisch. Das
kann zur Folge haben, dass die Landwirte, die auf jahr-
hundertealte Technik zurückgreifen, plötzlich ins Hinter-
treffen geraten. Das kann niemand wollen.

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich nenne an dieser Stelle immer das unter Landwir-
ten bekannte Beispiel Farino. Als es darum ging, Schädi-
gungen des Saatgutes geltend zu machen und Schadener-
satz einzufordern, ist ein großer Teil der betroffenen
Landwirte gescheitert. Ich will nicht, dass wir in Fragen
der Gentechnik etwas Ähnliches erleben. Wenn wir also
Gesetze novellieren, dann müssen wir diese Gegeben-
heiten in der Praxis zur Kenntnis nehmen und Antworten
darauf finden, wie wir damit umgehen. In der Nachbar-
schaft von GVO-Feldern muss es vorsorgliche Proben
geben. Die Landwirte müssen sich also überlegen, ob
das, was sie ernten, kennzeichnungspflichtig ist oder
nicht. Wie gehen wir mit Flächen um, die hochsensibel
sind, weil dort beispielsweise Saatgutvermehrung betrie-
ben wird? Das muss meines Erachtens geklärt werden,
wenn wir diese Diskussion ernst nehmen.

Nun zu Ihnen, liebe Kolleginnen und Kollegen von
der FDP. Sie fordern, die Transparenz einzuschränken.
Ich glaube, Transparenz ist die Grundlage von Akzep-
tanz. Sehen Sie sich doch einmal an, was wir im Deut-
schen Bundestag gerade im Zusammenhang mit der Be-
teiligung der Öffentlichkeit machen. Ich nenne nur das
Stichwort: Öffentlichkeitsbeteiligungsgesetz. Das, was
Sie vorschlagen, ist das genaue Gegenteil dessen. Ihre
Vorschläge sind aus meiner Sicht europarechtswidrig.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Ulrich
Kelber [SPD]: Genau! Eine europafeindliche
Partei ist das!)

Man muss sich die Situation vor Ort genau ansehen
– hier ist Bayern ein gutes Beispiel –: Die Landwirte und
die Verbraucherinnen und Verbraucher tun sich zusam-
men, nehmen die Sache in die Hand und entscheiden
selbst, was sie vor Ort wollen und was nicht. Ich glaube,
es wäre gut, die deutsche EU-Ratspräsidentschaft dazu
zu nutzen, um die Frage der Bürgerbeteiligung, bei-
spielsweise im Hinblick auf die Entscheidung über gen-
technikfreie Regionen, in die Diskussion auf europäi-
scher Ebene einzubringen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der LINKEN 
und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Es würde uns gut anstehen, diese Diskussion sachge-
recht und vor allen Dingen vor dem Hintergrund der Er-
fahrungen zu führen, die wir in der Praxis sammeln.
Dann kann das Gentechnikgesetz in einem positiven
Sinne novelliert werden. Dazu sind Sie alle herzlich ein-
geladen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Ich schließe die Aussprache.

Bezüglich der Tagesordnungspunkte 4 a und 4 b und
hinsichtlich des Zusatzpunktes 4 wird interfraktionell die
Überweisung der Vorlagen auf den Drucksachen 16/4143
und 16/1211 an die in der Tagesordnung aufgeführten
Ausschüsse vorgeschlagen. Die Vorlage auf Drucksache
16/4556 – Tagesordnungspunkt 4 b – soll an dieselben
Ausschüsse wie die Vorlage auf Drucksache 16/4143
überwiesen werden. Sind Sie damit einverstanden? – Ich
sehe, dass ist der Fall. Dann sind die Überweisungen so
beschlossen.

Tagesordnungspunkt 4 c: Dabei geht es um die Be-
schlussempfehlung des Ausschusses für Ernährung,
Landwirtschaft und Verbraucherschutz auf Drucksache
16/4574 zu dem Antrag der Fraktion des Bündnisses 90/
Die Grünen mit dem Titel „Bei gentechnisch veränder-
ten Pflanzen nationales Recht auf Einfuhrverbote und
Schutzmaßnahmen nutzen“. Der Ausschuss empfiehlt,
den Antrag auf Drucksache 16/1176 abzulehnen. Wer
stimmt für diese Beschlussempfehlung? – Wer ist dage-
gen? – Enthaltungen? – Dann ist die Beschlussempfeh-
lung bei Gegenstimmen der Fraktion des Bündnisses 90/
Die Grünen und der Fraktion Die Linke angenommen.

Ich rufe nun die Tagesordnungspunkte 27 a bis 27 f
und 16 sowie die Zusatzpunkte 5 a bis 5 d auf:

27 a) Erste Beratung des von der Bundesregierung ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu der Akte
vom 29. November 2000 zur Revision des
Übereinkommens vom 5. Oktober 1973 über


